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A. Problem und Ziel 

Die Verordnung (EG) Nr. 842/2006 über bestimmte fluorierte Treibhausgase hat 
zum Ziel, Emissionen der unter das Kyoto-Protokoll fallenden fluorierten Treib- 
hausgase zu verringern und dadurch die Umwelt zu schützen. Daher schreibt sie 
insbesondere Dichtheitskontrollen sowie die Rückgewinnung der betreffenden 
Stoffe vor. Darüber hinaus enthält sie Regelungsaufträge an die Mitgliedstaaten 
hinsichtlich der Qualifikation von Betrieben und Personal. 


B. Lösung 

Der vorliegende Verordnungsvorschlag dient der Ergänzung und notwendigen 
Konkretisierung der EG-rechtlichen Vorgaben sowie der Umsetzung der Rege- 
lungsaufträge. Vorgeschlagen werden insbesondere Dichtheitsanforderungen 
(Grenzwerte) für ortsfeste Anwendungen, Prüfpflichten für mobile Einrichtun- 
gen, Rücknahme- und Rückgewinnungsvorschriften, Aufzeichnungs- und Auf- 
bewahrungspflichten, Kennzeichnungsregeln sowie Sachkundeanforderungen 
für Personal und Betriebe beim Umgang mit fluorierten Treibhausgasen. Der 
Bundesrat hat der vorgelegten Verordnung in seiner 844. Sitzung am 23. Mai 
2008 gemäß Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe von Änderun- 
gen zugestimmt. Die in die Verordnung bereits eingearbeiteten Änderungen 
ergeben sich aus der beigefügten Bundesratsdrucksache 148/08 (Beschluss). Den 
Maßgaben des Bundesrates kann zugestimmt werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Bund, Länder und Gemeinden verwenden bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Einrichtungen und Produkte, die in der Verordnung geregelte Stoffe enthalten. 
Ihre Haushalte können damit insbesondere durch Kosten der normierten Rückge- 
winnungs- und Wartungspflichten belastet werden. In welchem Umfang dies der 
Fall sein wird, hängt von der Entwicklung der Wartungskosten ab und lässt sich 
im Vorhinein nicht quantifizieren. 
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2. Vollzugsaufwand 

Der Vollzug der Verordnung obliegt den Ländern, die mit geringen Mehrkosten 
belastet werden. Der zusätzliche Verwaltungsaufwand im Hinblick auf die nor- 
mierten Sachkundeanforderungen kann durch die Erhebung kostendeckender 
Gebühren refinanziert werden. 


E. Sonstige Kosten und Preiswirkungen 

Den betroffenen Wirtschaftsunternehmen entstehen zusätzliche Kosten durch 
die Anforderungen an die Wartung und das dazu eingesetzte Personal. Diese 
Kosten lassen sich jedoch im Voraus nicht quantifizieren. Sie hängen insbeson- 
dere davon ab, inwieweit die betroffenen Unternehmen bereits jetzt sachkundige 
Personen bei der Erfüllung der sich aus der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 erge- 
benden Prüfpflichten einsetzen und wie sich in Zukunft die Marktpreise für der- 
artige Leistungen entwickeln. Durch die beschriebenen Kostenwirkungen kann 
es im Einzelfall zu einer Erhöhung von Einzelpreisen kommen. Da in der Regel 
bereits jetzt eine professionelle Wartung erfolgt und mit der Wartung auch Ein- 
sparungen der Energiekosten verbunden sein dürften, wird die eventuelle Zusatz- 
belastung im Ergebnis als geringfügig eingeschätzt. Messbare Auswirkungen auf 
das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind daher nicht zu 
erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Durch die in den §§ 3, 4, 5, 6 und 9 aufgeführten Informationspflichten werden 
für die Wirtschaft bis Ende 2010 voraussichtlich jährliche Bürokratiekosten in 
Höhe von rd. 500 000 Euro anfallen, wobei ein Großteil der Kosten durch die 
Umsetzung der Regelungsaufträge aus der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 hin- 
sichtlich der Qualifikation von Personal und Betrieben veranlasst ist. Da zu er- 
warten ist, dass sich der Ausbildungsbedarf im Laufe der Zeit verringern wird, 
werden auch die Bürokratiekosten in den Folgejahren auf voraussichtlich unter 
250 000 Euro pro Jahr zurückgehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 


Berlin, 


V. 


Juni 2008 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene 

Verordnung zum Schutz des Klimas vor Veränderungen durch den Eintrag 
bestimmter fluorierter Treibhausgase 
(Chemikalien-Klimaschutzverordnung - ChemKlimaschutzV) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 142. Sitzung am 14. Februar 2008 der 
Verordnung zugestimmt. 

Der Bundesrat hat der Verordnung in seiner 844. Sitzung am 23. Mai 2008 mit 
Änderungsmaßgaben zugestimmt (Anlage 2). 

Die Bundesregierung hat beschlossen, die Änderungsmaßgaben des Bundesrates 
unverändert zu übernehmen. 

Ich bitte, die erneute Zustimmung des Deutschen Bundestages aufgrund des § 59 
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes herbeizuführen. 
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Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 3 beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Verordnung zum Schutz des Klimas vor Veränderungen durch den Eintrag 
bestimmter fluorierter Treibhausgase 

(Chemikalien-Klimaschutzverordnung - ChemKlimaschutzV)* 

Vom . . . 


Es verordnet die Bundesregierung 

- auf Grund des § 14 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a und b des 
Chemikaliengesetzes in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 20. Juni 2002 (BGBl. 1 S. 2090), 

- auf Grund des § 17 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2 
Buchstabe b, c und d in Verbindung mit Abs. 5 des Chemi- 
kaliengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2090), dessen Absatz 1 durch 
Artikel 1 Nr. 10 des Gesetzes vom 20. Mai 2008 (BGBl. 1 
S. 922) geändert worden ist, nach Anhörung der beteilig- 
ten Kreise, 

- auf Grund des § 57 Satz 1 in Verbindung mit § 59 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes vom 27. Sep- 
tember 1994 (BGBl. I S. 2705) unter Wahrung der Rechte 
des Bundestages sowie 

- auf Grund des § 24 Abs. 1 Nr. 2 und 4 in Verbindung mit 
den §§59 und 60 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallge- 
setzes vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2705) nach 
Anhörung der beteiligten Kreise und unter Wahrung der 
Rechte des Bundestages: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt ergänzend zu der Verordnung 
(EG) Nr. 842/2006 des Europäischen Parlaments und des Ra- 
tes vom 17. Mai 2006 über bestimmte fluorierte Treibhaus- 
gase (ABI. EUNr.L 161 S. 1). 

(2) Diese Verordnung gilt nicht 

1 . auf Seeschiffen unter fremder Flagge oder auf Seeschif- 
fen, für die das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung nach § 10 des Flaggenrechtsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3 140), das zuletzt durch Artikel 326 der Ver- 
ordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407) geän- 
dert wurde, die Befugnis zur Führung der Bundesflagge 
zur ersten Überführungsreise in einen anderen Hafen ver- 
liehen hat, 


* Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations- 
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften 
und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft 
(ABI. EG Nr. L 204 S. 37), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/ 
96/EG des Rates vom 20. November 2006 (ABI. EU Nr. L 363 S. 81), 
sind beachtet worden. § 3 Abs. 3 dient der Umsetzung von Artikel 6 
Abs. 3 der Richtlinie 2006/40/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 17. Mai 2006 über Emissionen aus Klimaanlagen in 
Kraftfahrzeugen und zur Änderung der Richtlinie 70/1 56/EWG des 
Rates (ABI. EU Nr. L 161 S. 12). 


2. an Bord von Wasserfahrzeugen, sofern der Heimatort die- 
ser Fahrzeuge nicht im Geltungsbereich dieser Verord- 
nung liegt sowie 

3. in Luftfahrzeugen, die nicht im Geltungsbereich dieser 
Verordnung eingetragen und zugelassen sind. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieser Verordnung bedeutet 

1 . Kältesatz 

fabrikmäßig komplett hergestellte Kälteanlage, in der alle 
Kältemittel führenden Teile durch Flansche, Schraubver- 
bindungen oder andere, mindestens gleichwertige Verbin- 
dungen dicht zusammengebaut sind; 

2. spezifischer Kältemittelverlust 

Kältemittelverlust einer Anwendung in Prozent pro Jahr, 
der mittels geeigneter Methoden entweder aus den Para- 
metern gesamter Kältemittelverlust pro Jahr und Kälte- 
mittel-Füllmenge bei erstmaliger Inbetriebnahme oder 
aus den Parametern Kältemittel-Füllmenge bei erstmali- 
ger Inbetriebnahme, Zeit und Summe der Nachfüllmen- 
gen an Kältemittel bestimmt wurde. 

Im Übrigen gelten die Begriffsbestimmungen des Artikels 2 
der Verordnung (EG) Nr. 842/2006. 

§3 

Verhinderung des Austrittes 
von fluorierten Treibhausgasen in die Atmosphäre 

(1) Wer ortsfeste Anwendungen im Sinne des Artikels 3 
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 betreibt, hat sicher- 
zustellen, dass zusätzlich zu den Anforderungen des Arti- 
kels 3 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 der spezifische 
Kältemittelverlust der Anwendung während des Normalbe- 
triebs die folgenden Grenzwerte nicht überschreitet: 

1 . im Falle von Kältesätzen mit einer Kältemittel- 1 % 
Füllmenge von mindestens 3 Kilogramm 

2. im Falle von nach dem 30. Juni 2008 am Aufstel- 
lungsort errichteten Anwendungen 

a) mit einer Kältemittel-Füllmenge unter 10 Kilo- 3% 
gramm 

b) mit einer Kältemittel-Füllmenge von 10 bis 100 2 % 

Kilogramm 

c) mit einer Kältemittel-Füllmenge über 100 Kilo- 1 % 
gramm 

3. im Falle von nach dem 30. Juni 2005 und bis zum 
30. Juni 2008 am Aufstellungsort errichteten An- 
wendungen 
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a) mit einer Kältemittel-Füllmenge unter 1 0 Kilo- 6 % 
gramm 

b) mit einer Kältemittel-Füllmenge von 1 0 bis 1 00 4 % 
Kilogramm 

c) mit einer Kältemittel-Füllmenge über 100 Kilo- 2% 
gramm 

4. im Falle von bis zum 30. Juni 2005 am Aufstellungs- 
ort errichteten Anwendungen 

a) mit einer Kältemittel-Füllmenge unter 1 0 Kilo- 8 % 

gramm 

b) mit einer Kältemittel-Füllmenge von 1 0 bis 1 00 6 % 

Kilogramm 

c) mit einer Kältemittel-Füllmenge über 1 00 Kilo- 4 %. 
gramm 

Im Falle von bis zum 30. Juni 2008 in Betrieb genommenen 
Anwendungen müssen die in Satz 1 genannten Grenzwerte 
erst ab dem 1. Juli 2011 eingehalten werden. Die Betreiber 
von Anwendungen nach Satz 1 haben den Zugang zu allen 
lösbaren Verbindungsstellen sicherzustellen, sofern dies 
technisch möglich und zumutbar ist. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
nicht für 

1. Anwendungen mit hennetisch geschlossenen Systemen, 
die als solche gekennzeichnet sind und weniger als sechs 
Kilogramm fluorierte Treibhausgase enthalten, 

2. Anwendungen im Steinkohlentiefbergbau und vergleich- 
bare Anwendungen unter Tage. 

Die zuständige Behörde kann auf Antrag des Betreibers die 
in Satz 2 genannte Frist verlängern, soweit unter Berücksich- 
tigung der besonderen Umstände des Einzelfalls das Einhal- 
ten der Grenzwerte nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
erfüllbar ist. 

(2) Wer mobile Einrichtungen gemäß Artikel 4 Abs. 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 842/2006 betreibt, die der Kühlung von 
Gütern beim Transport dienen und mindestens drei Kilo- 
gramm fluorierte Treibhausgase als Kältemittel enthalten, hat 
die Einrichtungen mindestens einmal alle zwölf Monate mit- 
tels geeigneten Geräts auf Dichtheit zu überprüfen und fest- 
gestellte Undichtigkeiten, aus denen fluorierte Treibhaus- 
gase entweichen, unverzüglich zu beseitigen, sofern dies 
technisch möglich und nicht mit unverhältnismäßigen Kos- 
ten verbunden ist. Satz 1 gilt nicht für 

1. Kraftfahrzeuge, deren regelmäßiger Standort außerhalb 
des Geltungsbereichs dieser Verordnung liegt, 

2. Kühlcontainer. 

Über die Dichtheitsprüfungen und etwaige Instandsetzungs- 
arbeiten nach Satz 1 hat der Betreiber Aufzeichnungen zu 
führen, wobei mindestens Art und Menge nachgefüllter oder 
rückgewonnener fluorierter Treibhausgase zu dokumentie- 
ren sind. 

(3) Wer Dienste zur Wartung oder Reparatur von Klimaan- 
lagen in Fahrzeugen im Sinne des Artikels 3 Nr. 1 und 3 der 
Richtlinie 2006/40/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. Mai 2006 über Emissionen aus Klimaanlagen 
in Kraftfahrzeugen und zur Änderung der Richtlinie 70/156/ 
EWG des Rates (ABI. EU Nr. L 161 S. 12) anbietet, darf sol- 
che Klimaanlagen, aus denen eine über das gewöhnliche Maß 
hinaus gehende Menge des Kältemittels entwichen ist, nur 


mit fluorierten Treibhausgasen befüllen, wenn die Undich- 
tigkeit zuvor beseitigt wurde. 

(4) Der Betreiber hat die Aufzeichnungen nach Artikel 3 
Abs. 6 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 und die Aufzeich- 
nungen nach Absatz 2 Satz 3 nach ihrer Erstellung mindes- 
tens fünf Jahre lang aufzubewahren und der zuständigen Be- 
hörde auf Verlangen vorzulegen. 

§4 

Rückgewinnung und Rücknahme verwendeter Stoffe 

(1) Für die Rückgewinnung fluorierter Treibhausgase aus 
Erzeugnissen und Einrichtungen nach Artikel 4 Abs. 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 842/2006 ist der Besitzer des Erzeug- 
nisses oder der Einrichtung verantwortlich. Verantwortliche 
nach Satz 1 sowie diejenigen, die für die Rückgewinnung 
fluorierter Treibhausgase aus stationären Einrichtungen nach 
Artikel 4 Abs. 1 oder Behältern nach Artikel 4 Abs. 2 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 842/2006 verantwortlich sind, können die 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen auf Dritte übertragen. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nicht für Elektro- und Elektronikgeräte, 
die nach den §§11 und 12 des Elektro- und Elektronikgeräte- 
gesetzes vom 16. März 2005 (BGBl. 1 S. 762), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 19. Juli 2007 (BGBl. 1 
S. 1462) geändert wurde, zu behandeln und zu verwerten 
sind. Die Sätze 1 und 2 gelten außerdem nicht für Altfahr- 
zeuge, die nach § 5 Abs. 2 der Altfahrzeug- Verordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juni 2002 (BGBl. 1 
S. 2214), die zuletzt durch Artikel 364 der Verordnung vom 
31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407) geändert wurde, zu be- 
handeln und zu verwerten sind. 

(2) Die Hersteller und Vertreiber von fluorierten Treib- 
hausgasen sind verpflichtet, diese nach Gebrauch zurückzu- 
nehmen oder die Rücknahme durch einen von ihnen be- 
stimmten Dritten sicherzustellen. Satz 1 gilt nicht, soweit die 
Vorschriften der Verordnung über die Entsorgung gebrauch- 
ter halogenierter Lösemittel vom 23. Oktober 1989 (BGBl. 1 
S. 1918), die durch Artikel 7b der Verordnung vom 20. Okto- 
ber 2006 (BGBl. I S. 2298) geändert wurde, anzuwenden 
sind. 

(3) Wer 

1. nach Absatz 2 fluorierte Treibhausgase zurücknimmt 

oder 

2. als Betreiber einer Entsorgungsanlage fluorierte Treib- 
hausgase entsorgt, 

hat über Art und Menge der zurückgenommenen oder ent- 
sorgten Stoffe und Zubereitungen sowie über deren Verbleib 
Aufzeichnungen zu führen. Die Aufzeichnungen sind nach 
ihrer Erstellung mindestens fünf Jahre lang aufzubewahren 
und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen. So- 
weit der Betreiber einer Entsorgungsanlage nach § 42 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes vom 27. September 
1994 (BGBl. I S. 2705), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset- 
zes vom 19. Juli 2007 (BGBl. I S. 1462) geändert wurde, in 
Verbindung mit Teil 3 der Nachweisverordnung vom 20. Ok- 
tober 2006 (BGBl. I S. 2298), die durch Artikel 4 des Geset- 
zes vom 19. Juli 2007 (BGBl. I S. 1462) geändert wurde, über 
die Entsorgung fluorierter Treibhausgase Register zu führen 
hat, werden die erforderlichen Aufzeichnungen durch die Re- 
gister nach der Nachweisverordnung ersetzt. In diesem Fall 
ist bei der Führung des Registers nach § 24 Abs. 2 der Nach- 
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weisverordnung in den in das Register einzustellenden Be- 
gleitdokumenten zusätzlich im Feld „Frei für Vermerke“ und 
bei Fühlung der Register nach § 24 Abs. 4 und 5 der Nach- 
weisverordnung zusätzlich zur Angabe des Abfallschlüssels 
und der Abfallart jeweils der entsorgte Stoff oder die entspre- 
chende Stoffgruppe nach Anhang I der Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 zu nennen und anzugeben, ob eine Verwertung 
oder Beseitigung erfolgte. Die Bestimmungen zur elektroni- 
schen Nachweis- und Registerführung nach den §§ 17 bis 22 
der Nachweisverordnung finden entsprechende Anwendung 
mit der Maßgabe, dass die für die zusätzlichen Angaben nach 
Satz 4 erforderlichen Schnittstellen nach § 1 8 Abs. 1 Satz 2 
der Nachweisverordnung vom Bundesministerium für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit bekannt gegeben 
werden. 

§5 

Persönliche Voraussetzungen für bestimmte Tätigkeiten 

(1) Die in den Artikeln 3, 4 und Artikel 5 Abs. 1 der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 842/2006 oder in § 4 Abs. 1 und 2 aufge- 
führten Tätigkeiten dürfen nur von Personen durchgeführt 
werden, die 

1. eine die betreffende Tätigkeit abdeckende Sachkundebe- 
scheinigung nach Absatz 2 oder ein entsprechendes in ei- 
nem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemein- 
schaft erworbenes Zertifikat nach Artikel 5 Abs. 2 Satz 3 
der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 vorweisen können, 

2. über die zu der Tätigkeit erforderliche technische Aus- 
stattung verfügen, 

3. zuverlässig sind, 

4. im Falle der Installation, Wartung oder Instandhaltung 
von Anlagen nach Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 in einem nach § 6 oder in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft nach Arti- 
kel 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 für die be- 
treffende Tätigkeit zertifizierten Betrieb beschäftigt sind 
und 

5. im Falle der Dichtheitskontrolle nach Artikel 3 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 842/2006 hinsichtlich dieser Tätig- 
keit keinen Weisungen unterliegen. 

Satz 1 gilt nicht für die Rückgewinnung fluorierter Treib- 
hausgase aus Erzeugnissen oder Einrichtungen, die für mili- 
tärische Einsätze verwendet werden. 

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für Personen, die 

1 . an einem Ausbildungskurs zum Erwerb einer Sachkunde- 
bescheinigung teilnehmen, nach Maßgabe der für die be- 
treffenden Tätigkeit anwendbaren Vorschriften des 

a) Artikels 4 Abs. 3 Buchstabe a der Verordnung (EG) 
Nr. 303/2008 der Kommission vom 2. April 2008 zur 
Festlegung - gemäß der Verordnung (EG) Nr. 842/ 
2006 des Europäischen Parlaments und des Rates - 
der Mindestanforderungen für die Zertifizierung von 
Unternehmen und Personal in Bezug auf bestimmte 
fluorierte Treibhausgase enthaltende ortsfeste Kälte- 
anlagen, Klimaanlagen und Wärmepumpen sowie der 
Bedingungen für die gegenseitige Anerkennung der 
diesbezüglichen Zertifikate (ABI. EU Nr. L 92 S. 3), 

b) Artikels 4 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 304/2008 
der Kommission vom 2. April 2008 zur Festle- 


gung - gemäß der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates - der Min- 
destanforderungen für die Zertifizierung von Unter- 
nehmen und Personal in Bezug auf bestimmte 
fluorierte Treibhausgase enthaltende ortsfeste Brand- 
schutzsysteme und Feuerlöscher sowie der Bedingun- 
gen für die gegenseitige Anerkennung der diesbezüg- 
lichen Zertifikate (ABI. EU Nr. L 92 S. 12), 

c) Artikels 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 305/2008 
der Kommission vom 2. April 2008 zur Festle- 
gung - gemäß der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates - der Min- 
destanforderungen für die Zertifizierung von Per- 
sonal, das Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 
Rückgewinnung bestimmter fluorierter Treibhausgase 
aus Hochspannungsschaltanlagen ausübt, sowie der 
Bedingungen für die gegenseitige Anerkennung der 
diesbezüglichen Zertifikate (ABI. EU Nr. L 92 S. 17), 

d) Artikels 2 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 306/2008 
der Kommission vom 2. April 2008 zur Festle- 
gung - gemäß der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates - der Min- 
destanforderungen für die Zertifizierung von Per- 
sonal, das bestimmte fluorierte Treibhausgase enthal- 
tende Lösungsmittel aus Ausrüstungen rückgewinnt, 
sowie der Bedingungen für die gegenseitige Aner- 
kennung der diesbezüglichen Zertifikate (ABI. EU 
Nr. L 92 S. 21) oder 

e) Artikels 2 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 307/2008 
der Kommission vom 2. April 2008 zur Festle- 
gung - gemäß der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates - der Min- 
destanforderungen für Ausbildungsprogramme sowie 
der Bedingungen für die gegenseitige Anerkennung 
von Ausbildungsbescheinigungen für Personal in Be- 
zug auf bestimmte fluorierte Treibhausgase enthal- 
tende Klimaanlagen in bestimmten Kraftfahrzeugen 
(ABI. EU Nr. L 92 S. 25), 

2. im Rahmen einer Tätigkeit im Sinne des Artikels 2 Abs. 1 
der Verordnung (EG) Nr. 303/2008 Teile eines Systems 
oder einer Einrichtung hartlöten, Weichlöten oder schwei- 
ßen, nach Maßgabe des Artikels 4 Abs. 3 Buchstabe b der 
Verordnung (EG) Nr. 303/2008 oder 

3. in Betrieben, die über ein Überwachungszertifikat im 
Sinne des § 14 der Entsorgungsfachbetriebeverordnung 
vom 10. September 1996 (BGBl. I S. 1421), die zuletzt 
durch Artikel 5 der Verordnung vom 24. Juni 2002 
(BGBl. I S. 2247) geändert worden ist, verfügen, fluo- 
rierte Treibhausgase aus Geräten nach Anhang I des Elek- 
tro- und Elektronikgerätegesetzes mit einer Füllmenge 
von weniger als drei Kilogramm fluorierten Treibhausga- 
sen rückgewinnen, nach Maßgabe des Artikels 4 Abs. 3 
Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 303/2008. 

(2) Eine Sachkundebescheinigung über die Befähigung 

für die jeweilige Tätigkeit wird Personen ausgestellt, die 

1. im Falle von Tätigkeiten an Kälte- und Klimaanlagen 
sowie Wärmepumpen eine zu der jeweiligen Tätigkeit be- 
fähigende technische oder handwerkliche Ausbildung er- 
folgreich absolviert und eine theoretische und praktische 
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Prüfung nach Artikel 5 Abs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 303/2008 bestanden haben, 

2. im Falle von Tätigkeiten an Einrichtungen, die fluorierte 
Treibhausgase als Lösungsmittel enthalten, eine zu der 
jeweiligen Tätigkeit befähigende technische oder hand- 
werkliche Ausbildung erfolgreich absolviert und eine the- 
oretische und praktische Prüfung nach Artikel 3 Abs. 1 
der Verordnung (EG) Nr. 306/2008 bestanden haben, 

3. im Falle von Tätigkeiten an Brandschutzsystemen und 
Feuerlöschern eine theoretische und praktische Prüfung 
nach Artikel 5 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 304/2008 
bestanden haben, 

4. im Falle von Tätigkeiten an Hochspannungsschaltan- 
lagen eine theoretische und praktische Prüfung nach Arti- 
kel 4 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 305/2008 bestanden 
haben oder 

5. im Falle von Tätigkeiten an Klimaanlagen in Kraftfahr- 
zeugen erfolgreich an einem Trainingsprogramm nach 
Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 307/2008 teil- 
genommen haben. 

Im Falle der Rückgewinnung von fluorierten Treibhausgasen 
aus Geräten nach Anhang I des Elektro- und Elektronikgerä- 
tegesetzes mit einer Füllmenge von mindestens drei Kilo- 
gramm fluorierten Treibhausgasen in Betrieben, die über ein 
Überwachungszertifikat im Sinne des § 14 der Entsorgungs- 
fachbetriebeverordnung vom 10. September 1996 (BGBl. I 
S. 1421), die zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 
24. Juni 2002 (BGBl. I S. 2247) geändert worden ist, verfü- 
gen, ist eine zu dieser Tätigkeit befähigende technische oder 
handwerkliche Ausbildung nicht erforderlich. Zur Abnahme 
von Prüfungen nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 und zur Erteilung von 
Sachkundebescheinigungen berechtigt sind die Handwerks- 
kammern und Industrie- und Handelskammern als zustän- 
dige Stellen nach § 71 Abs. 1 und 2 des Berufsbildungsgeset- 
zes vom 23. März 2005 (BGBl. 1 S. 931), das zuletzt durch 
Artikel 9b des Gesetzes vom 7. September 2007 (BGBl. 1 
S. 2246) geändert wurde, die Handwerksinnungen, soweit 
sie nach § 33 Abs. 1 Satz 3 der Handwerksordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. September 1998 
(BGBl. I S. 3074; 2006 1 S. 2095), die zuletzt durch Artikel 9a 
des Gesetzes vom 7. September 2007 (BGBl. I S. 2246) geän- 
dert wurde, von der zuständigen Handwerkskammer zur Ab- 
nahme von Prüfungen ermächtigt wurden, sowie die von der 
zuständigen Behörde nach Absatz 3 anerkannten Stellen. Die 
zuständigen Handwerkskammern, Industrie- und Handels- 
kammern und Handwerksinnungen erteilen Sachkundebe- 
scheinigungen über die Befähigung für die jeweilige Tätig- 
keit auf Antrag auch Personen, die 

1. ein vor dem 4. Juli 2008 erworbenes Abschlusszeugnis 
eines Ausbildungsganges, der den in Satz 1 genannten 
Anforderungen entspricht, vorweisen oder 

2. im Falle des Satzes 1 Nr. 1 bis 4 ein Abschlusszeugnis 

nach Nummer 1 vorweisen, das die in Satz 1 genannten 

Anforderungen teilweise abdeckt und eine Zusatzprüfung 
über die darüber hinaus gehenden theoretischen und prak- 
tischen Anforderungen bestanden haben. 

(3) Die zuständige Behörde kann eine Aus- oder Fortbil- 

dungseinrichtung, ein Unternehmen oder einen Betrieb auf 

Antrag durch Erteilung einer entsprechenden Bescheinigung 


als zur Abnahme von Prüfungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 
bis 4 und zur Erteilung von Sachkundebescheinigungen nach 
Absatz 2 Satz 1 berechtigt anerkennen, wenn und soweit die 
dort durchgeführten Aus- und Fortbildungen sowie die ent- 
sprechenden Prüfungen den jeweiligen in den Verordnungen 
(EG) Nr. 303/2008, Nr. 304/2008, Nr. 305/2008, Nr. 306/ 
2008 und Nr. 307/2008 aufgeführten Anforderangen entspre- 
chen und die Einrichtung in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 
Nr. 1 und 2 in der Lage ist, die Geeignetheit einer technischen 
oder handwerklichen Ausbildung zu beurteilen. 

§6 

Zertifizierung von Betrieben 

(1) Die zuständige Behörde erteilt Betrieben, die Einrich- 
tungen gemäß Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 842/ 
2006 installieren, warten oder Instand halten, auf Antrag eine 
Bescheinigung, in die mindestens folgende Angaben aufzu- 
nehmen sind: 

1. Name und Sitz des Betriebes, 

2. Bezeichnung des Standortes sowie der bescheinigten Tä- 
tigkeiten bezogen auf den Standort und seine Anlagen so- 
wie 

3 . Bezeichnung der Behörde, Datum und Unterschrift. 

(2) Die Bescheinigung darf nur erteilt werden, wenn der 
Antragsteller nachweist, dass für die in Absatz 1 aufgeführ- 
ten Tätigkeiten Personal zur Verfügung steht, das über die in 
§ 5 genannte Sachkundebescheinigung verfügt. Im Fall von 
Brandschutzsystemen und Feuerlöschern ist zusätzlich unter 
Angabe des jährlich zu erwartenden Tätigkeitsaufkommens 
nachzuweisen, dass genügend Personen zur Verfügung ste- 
hen, die über die in § 5 genannte Sachkundebescheinigung 
verfügen, und die für deren Tätigkeit erforderliche techni- 
sche Ausstattung nach Art und Anzahl ausreichend vorhan- 
den ist. Ein Betrieb, der ein eingetragener EMAS-Standort 
nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 des Euro- 
päischen Parlamentes und des Rates vom 19. März 200 1 über 
die freiwillige Beteiligung von Organisationen an einem Ge- 
meinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Um- 
weltbetriebsprüfung (EMAS) (ABI. EG Nr. L 114 S. 1), die 
zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 196/2006 der Kom- 
mission vom 3. Februar 2006 (ABI. EU Nr. L 32 S. 4) geän- 
dert worden ist, in der jeweiligen Fassung ist und Tätigkeiten 
nach Absatz 1 ausübt, erhält die in Absatz 1 genannte 
Bescheinigung, sofern aus der Umwelterklärang oder dem 
Bericht über die Umweltbetriebsprüfung hervorgeht, dass die 
Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 eingehalten sind und die 
nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 erforderlichen Angaben ersichtlich 
sind. 

j 1 2 * * * * 7 

Kennzeichnung in deutscher Sprache 

Wer nach Artikel 7 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 842/ 

2006 kennzeichnungspflichtige Erzeugnisse und Einrichtun- 
gen für den Einsatz in Deutschland in Verkehr bringt, hat die 
nach Artikel 7 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 in 
Verbindung mit Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1494/ 

2007 der Kommission vom 17. Dezember 2007 zur Festle- 
gung der Form der Kennzeichen und der zusätzlichen Anfor- 
derungen an die Kennzeichnung von Erzeugnissen und Ein- 
richtungen, die bestimmte fluorierte Treibhausgase enthal- 
ten, gemäß der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 des Europäi- 
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sehen Parlaments und des Rates (ABI. EU Nr. L 332 S. 25) 
vorgeschriebene Kennzeichnung in deutscher Sprache anzu- 
bringen und die Bedienungsanleitung in deutscher Sprache 
beizufügen. 

§8 

Ordnungswidrigkeiten 


Ausbildung besitzt und bereits vor dem 4. Juli 2008 eine 
entsprechende Tätigkeit ausgeübt hat, 

3. im Fall von Tätigkeiten an Brandschutzsystemen und 
Feuerlöschern bereits vor dem 4. Juli 2008 eine oder meh- 
rere der in Artikel 2 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 304/ 
2008 aufgeführten Tätigkeiten ausgeübt hat, 


(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 Abs. 1 Nr. 5 Buch- 
stabe c des Chemikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen § 7 eine Kennzeichnung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig anbringt oder eine Bedienungs- 
anleitung nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig beifügt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 26 Abs. 1 Nr. 7 Buch- 
stabe a des Chemikaliengesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 nicht sicherstellt, dass der Käl- 
temittelverlust einen dort genannten Grenzwert nicht 
überschreitet, 

2. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 3 den Zugang zu einer Verbin- 
dungsstelle nicht sicherstellt, 

3. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 1 eine Einrichtung nicht oder 
nicht rechtzeitig überprüft oder eine Undichtigkeit nicht 
oder nicht rechtzeitig beseitigt, 

4. entgegen § 3 Abs. 3 eine Klimaanlage befällt, 

5. entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Artikel 4 
Abs. 3 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 fluorierte 
Treibhausgase nicht oder nicht rechtzeitig zurückgewinnt 
oder 

6. entgegen § 5 Abs. 1 Satz 1 eine dort genannte Tätigkeit 
durchführt. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 5 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes handelt, wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 fluorierte Treibhausgase nicht 
zurücknimmt und die Rücknahme durch einen Dritten 
nicht sicherstellt oder 

2. entgegen § 4 Abs. 3 Satz 1 oder 2 eine dort genannte Auf- 
zeichnung nicht, nicht richtig oder nicht vollständig führt, 
nicht oder nicht mindestens fünf Jahre aufbewahrt oder 
nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt. 

§ 9 

Übergangsvorschrift 

(1) Eine Sachkundebescheinigung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 ist bis zum 4. Juli 2009 nicht erforderlich, sofern das be- 
troffene Personal 

1. im Fall von Tätigkeiten an Kälte- und Klimaanlagen so- 
wie Wärmepumpen und deren Kreisläufen eine den An- 
forderungen nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 entsprechende 
Ausbildung besitzt und bereits vor dem 4. Juli 2008 eine 
oder mehrere der in Artikel 2 Abs. 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 303/2008 aufgeführten Tätigkeiten ausgeübt hat, 


4. im Fall von Tätigkeiten an Hochspannungsschaltanlagen 
bereits vor dem 4. Juli 2008 eine entsprechende Tätigkeit 
ausgeübt hat, 

5. im Fall von Nummer 1 oder Nummer 3 die Sachkunde 
nach § 5 Abs. 2 der Chemikalien-Ozonschichtverordnung 
vom 13. November 2006 (BGBl. 1 S. 2638), die zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 20. Mai 2008 (BGBl. 1 
S. 922) geändert worden ist, besitzt. 

Sofern das betroffene Personal im Fall von Tätigkeiten an 
Klimaanlagen in Kraftfahrzeugen bereits vor dem 4. Juli 
2008 praktische Erfahrungen in Bezug auf die Tätigkeit be- 
sitzt, ist eine Bescheinigung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 
zum 4. Juli 2010 nicht erforderlich. Im Fall der Rückgewin- 
nung aus Geräten nach Anhang I des Elektro- und Elektro- 
nikgerätegesetzes mit einer Füllmenge von mindestens drei 
Kilogramm fluorierten Treibhausgasen in Betrieben, die über 
ein Überwachungszertifikat im Sinne des § 14 der Entsor- 
gungsfachbetriebeverordnung verfügen, ist der Nachweis ei- 
ner nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 entsprechenden Ausbildung 
nicht erforderlich. 

(2) Über den 4. Juli 2009 hinaus können die in § 5 Abs. 2 
Satz 3 bezeichneten Stellen in begründeten Fällen auf Antrag 
anstelle der in § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 genannten Sachkunde- 
bescheinigungen vorläufige Bescheinigungen ausstellen, 
wenn der Antragsteller 

1. im Fall von Tätigkeiten an Kälte- und Klimaanlagen so- 
wie Wärmepumpen die Anforderungen nach Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1, 

2. im Fall von Tätigkeiten an Brandschutzsystemen und 
Feuerlöschern die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 3 

erfüllt. Die vorläufige Bescheinigung ist im Fall des Satzes 1 
Nr. 1 aufhöchstensbiszum4. Juli 2011, im Fall des Satzes 1 
Nr. 2 auf höchstens bis zum 4. Juli 20 1 0 zu befristen. 


(3) Eine Bescheinigung nach § 6 ist bis zum 4. Juli 2009 
nicht erforderlich, sofern ein Betrieb bereits vor dem 4. Juli 
2008 

1 . im Fall von Kälte- und Klimaanlagen sowie Wärmepum- 
pen und deren Kreisläufen eine oder mehrere der in Arti- 
kel 2 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 303/2008 aufge- 
führten Tätigkeiten oder 

2. im Fall von Brandschutzsystemen und F euerlöschem eine 
oder mehrere der in Artikel 2 Abs. 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 304/2008 aufgeführten Tätigkeiten 

ausgeübt hat. 


§ io 

Inkrafttreten 


2. im Fall von Tätigkeiten an Einrichtungen, die fluorierte 
Treibhausgase als Lösungsmittel enthalten, eine den An- 
forderungen nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 entsprechende 


Diese Verordnung tritt am . . . [einsetzen: Datum des ersten 
Tages des auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] in 
Kraft. 


Drucksache 16/9446 


-10- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Verordnung 

Die von der Verordnung erfassten fluorierten Treibhausgase 
werden aufgrund ihrer technischen Eigenschaften sowie 
ihrer Unbrennbarkeit in vielen Anwendungsbereichen, ins- 
besondere als Kältemittel und in Brandschutzsystemen, in 
großem Umfang eingesetzt. Aufgrund ihres hohen Treib- 
hauspotentials sind sie vom Kyoto-Protokoll erfasst und un- 
terliegen seit Ende der 90er-Jahre einem weltweiten Prozess 
zur Emissionsreduktion. Die Verordnung ist daher auch Be- 
standteil der im August 2007 beschlossenen Eckpunkte für 
ein Integriertes Energie- und Klimaprogramms der Bundes- 
regierung. 

Die Verordnung enthält Chemikalien- und abfallrechtliche 
Regelungen, die darauf zielen, die Einträge bestimmter kli- 
maschädlicher fluorierter Treibhausgase in die Erdatmos- 
phäre durch Verhinderung bzw. Minimierung von Undichtig- 
keiten in Anwendungen, die fluorierte Treibhausgase enthal- 
ten, sowie durch eine Rücknahmeverpflichtung erheblich zu 
reduzieren. 

Sie ergänzt die unmittelbar geltende Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Mai 2006 über bestimmte fluorierte Treibhausgase 
(ABl.EUNr.L 161 S. 1) und die diese ergänzenden Kommis- 
sionsverordnungen Nr. 1494/2007 (ABI. EU Nr. L 332 
S. 25), Nr. 1497/2007 (ABI. EU Nr. L 333 S. 4), Nr. 1516/ 
2007 (ABI. EU Nr. L 335 S. 10), Nr. 303/2008 (ABI. EU 
Nr. L 92 S. 3), Nr. 304/2008 (ABI. EU Nr. L 92 S. 12), 
Nr. 305/2008 (ABI. EU Nr. L 92 S. 17), Nr. 306/2008 (ABI. 
EU Nr. L 92 S. 21) und Nr. 307/2008 (ABI. EU Nr. L 92 
S. 25) um Regelungen zu höchstzulässigen Leckageraten, 
zur Rückgewinnung, Rücknahme und Entsorgung, zur Sach- 
kunde des eingesetzten Personals sowie zur Verwendung der 
deutschen Sprache bei Kennzeichnungen und Betriebsanlei- 
tungen. In Teilbereichen werden zugleich Umsetzungs- und 
Konkretisierungsverpflichtungen aus der Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 und der Richtlinie 2006/40/EG des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über 
Emissionen aus Klimaanlagen in Kraftfahrzeugen und zur 
Änderung der Richtlinie 70/156/EWG des Rates (ABI. EU 
Nr.L 161 S. 12) erfüllt. 

II. Verordnungsermächtigungen 

Rechtsgrundlagen der Verordnung sind in erster Linie die 
§§ 14 und 17 des Chemikaliengesetzes. Die von der Verord- 
nung erfassten fluorierten Treibhausgase sind aufgrund ihres 
hohen Treibhauspotentials umweltgefährlich im Sinne des 
§ 3a Abs. 1 Nr. 15 i. V. m. § 3a Abs. 2 des Chemikaliengeset- 
zes und unterfallen damit dem Regelungsbereich der genann- 
ten Verordnungsennächtigungen. Die Vorschriften des § 4 
Abs. 2 und 3 zur Rücknahme und zu Aufzeichnungspflichten 
beruhen auf § 24 Abs. 1 und § 57 Satz 1 des Kreislaufwirt- 
schafts- und Abfallgesetzes. 

Die Ordnungswidrigkeitenbestimmungen des § 8 Abs. 2 der 
Verordnung beruhen hinsichtlich der Nummern 1 bis 4 im 


Einzelnen auf § 26 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe a in Verbindung 
mit § 17 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b ChemG und hinsichtlich 
der Nummer 5 auf § 17 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c und d 
ChemG. 

III. Kosten und Preiswirkungen 

1 . Kosten der öffentlichen Haushalte 

a) Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben betreiben Bund, Län- 
der und Gemeinden Anwendungen, die bestimmte fluorierte 
Treibhausgase enthalten. Ihre Haushalte können damit insbe- 
sondere durch Kosten der in den §§ 3 und 4 normierten 
Pflichten sowie die Anforderungen an die Sachkunde des 
Personals belastet werden. In welchem Umfang dies jedoch 
der Fall sein wird, hängt von der Marktentwicklung ab und 
lässt sich im Vorhinein nicht quantifizieren. Da die betreffen- 
den Anwendungen in der Regel bereits jetzt professionell ge- 
wartet werden und da mit der Erfüllung der genannten Anfor- 
derungen auch Einsparungen der Material- und Energiekos- 
ten verbunden sein können, wird die eventuelle Zusatzbelas- 
tung im Ergebnis als geringfügig eingeschätzt. Dem Bund 
gegebenenfalls entstehende Mehrkosten werden durch Um- 
schichtung im jeweils betroffenen Einzelplan gedeckt wer- 
den. 

b) Vollzugsaufwand 

Der Vollzug der Verordnung obliegt den Ländern, die mit ge- 
ringen Mehrkosten belastet werden. Der zusätzliche Verwal- 
tungsaufwand im Hinblick auf die in den §§ 5, 6 und 9 nor- 
mierten Akkreditierungs- und Zertifizierungsvorgänge kann 
durch die Erhebung kostendeckender Gebühren refinanziert 
werden. 

2. Sonstige Kosten und Preiswirkungen 

Die Prüf- und Rückgewinnungspflichten ergeben sich im 
Grundsatz bereits aus der Verordnung (EG) Nr. 842/2006. 
Den betroffenen Wirtschaftsuntemehmen entstehen zusätzli- 
che Kosten durch die in den §§ 5 und 6 geforderten Sachkun- 
denachweise und Betriebszertifikate. Darüber hinaus fallen 
Kosten infolge der in § 3 Abs. 2 normierten, über die Verord- 
nung (EG) Nr. 842/2006 hinaus gehenden Anforderungen an 
die Dichtheitsprüfung und das dazu eingesetzte Personal für 
mobile Einrichtungen sowie die Vorschriften zur Rücknahme 
an. Diese Kosten lassen sich jedoch im Voraus nicht quantifi- 
zieren. Sie hängen insbesondere davon ab, inwieweit die be- 
troffenen Unternehmen bereits jetzt sachkundige Personen 
bei der Erfüllung der sich aus der Verordnung (EG) Nr. 842/ 
2006 ergebenden Prüfpflichten eingesetzt haben, ob sie sich 
hinsichtlich der Dichtigkeitsanforderungen bereits jetzt an 
den Vorgaben des VDMA-Einheitsblattes 24243-1 -3 über die 
Dichtheit von Kälteanlagen und Wärmepumpen vom August 
2005 orientieren und wie sich in Zukunft die Marktpreise für 
derartige Leistungen entwickeln. Durch die beschriebenen 
Kostenwirkungen kann es im Einzelfall zu einer Erhöhung 
von Einzelpreisen kommen. Die durch die Verordnung insge- 
samt induzierte Kostenbelastung wird aber als so gering ein- 
geschätzt, dass messbare Auswirkungen auf das Preisniveau, 
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insbesondere das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwarten 
sind. Der Gegenfinanzierungsbedarf für die öffentlichen 
Haushalte infolge zusätzlicher Kosten bewirkt keine mittel- 
baren preisrelevanten Effekte. 

IV. Bürokratiekosten 

Durch die Umsetzung der Regelungsaufträge aus Artikel 5 
der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 in den Vorschriften der 
§§5,6 und 9 entstehen neue Infonnationspflichten: 

1. Beantragung einer Sachkundebescheinigung nach § 5 
Abs. 2 

- im ersten Jahr nach Auslaufen der Übergangsregelung 
des § 9 Abs. 1 : 

14 000 Vorgänge/a, 0,5 h zeitlicher Aufwand pro Vor- 
gang, 27,7 Euro durchschnittlich errechneter Stunden- 
satz, ergibt rd. 193 900 Euro/a, 

- in den Folgejahren: 

500 Vorgänge/a, 0,5 h zeitlicher Aufwand pro Vor- 
gang, 27,7 Euro durchschnittlich errechneter Stunden- 
satz, ergibt rd. 6 925 Euro/a; 

2. Beantragung einer Bescheinigung nach § 5 Abs. 3 Satz 2 
für Ausbildungsstellen 

- im ersten Jahr nach Inkrafttreten: 

1 000 Vorgänge/a, 3 h zeitlicher Aufwand pro Vor- 
gang, 38,9 Euro durchschnittlich errechneter Stunden- 
satz, ergibt rd. 116 700 Euro/a, 

- in den Folgejahren: 

50 Vorgänge/a, 3 h zeitlicher Aufwand pro Vorgang, 
38,9 Euro durchschnittlich errechneter Stundensatz, 
ergibt rd. 5 835 Euro/a; 

3. Beantragung einer Bescheinigung nach § 6 Abs. 1 für Be- 
triebe 

- im ersten J ahr nach Inkrafttreten : 

2 000 Vorgänge/a, 0,5 h zeitlicher Aufwand pro Vor- 
gang, 27,7 Euro durchschnittlich errechneter Stunden- 
satz, ergibt rd. 27 700 Euro/a, 

- in den Folgejahren: 

50 Vorgänge/a, 0,5 h zeitlicher Aufwand pro Vorgang, 
27,7 Euro durchschnittlich errechneter Stundensatz, 
ergibt rd. 693 Euro/a; 

4. Beantragung einer Übergangsbescheinigung nach § 9 
Abs. 2: 

6 000 Vorgänge/a, 0,5 h zeitlicher Aufwand pro Vorgang, 
27,7 Euro durchschnittlich errechneter Stundensatz, er- 
gibt rd. 83 100 Euro/a. 

Weitere Informationspflichten resultieren aus den Vorgaben 
für mobile Einrichtungen sowie der Rücknahmeverpflich- 
tung der Hersteller bzw. Vertreiber, soweit solche Pflichten 
nicht bereits durch das Kreislaufwirtschafts- und Abfallge- 
setz vorgesehen sind: 

1. Aufzeichnungspflicht nach § 3 Abs. 2 Satz 3 über Kon- 
trollen an mobilen Einrichtungen: 

10 000 Vorgänge/a, 0,5 h zeitlicher Aufwand pro Vor- 
gang, 23,9 Euro durchschnittlich errechneter Stunden- 
satz, ergibt rd. 1 19 500 Euro/a, 


2. Aufbewahrungspflicht nach § 3 Abs. 3: 

15 000 Vorgänge/a, 0,5 h zeitlicher Aufwand pro Vor- 
gang, 20,4 Euro durchschnittlich errechneter Stunden- 
satz, ergibt rd. 153 000 Euro/a, 

3 . Aufzeichnungspflicht nach § 4 Abs. 3 : 

500 Vorgänge/a, 0,5 h zeitlicher Aufwand pro Vorgang, 
20,4 Euro durchschnittlich errechneter Stundensatz, er- 
gibt rd. 5 100 Euro/a. 

V. Gleichstellung von Frauen und Männern 

Im Zuge der gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung 
der Bundesministerien (GGO) vorzunehmenden Relevanz- 
prüfung sind unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Lebenssituation von Frauen und Männern keine Auswirkun- 
gen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen zuwider- 
laufen. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

Absatz 1 beschreibt den Zweck der Verordnung und stellt 
klar, dass sie lediglich eine Ergänzung zur Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 darstellt. Die Regelungen der Verordnung zu 
dieser Stoffgruppe sind konkret auf diese EG- Verordnung 
bezogen und nur im Kontext mit ihr verständlich. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

§ 2 enthält Begriffsbestimmungen, die insbesondere im Hin- 
blick auf die in § 3 geregelten Zusatzanforderungen zur 
Dichtheit von Bedeutung sind. In Nummer 2 wird klarge- 
stellt, dass als Bezugsgröße bei der Ermittlung des spezi- 
fischen Kältemittelverlustes die bei der Erstinbetriebnahme 
tatsächlich eingefüllte Menge bzw. die auf dem nach BGV D 4 
erforderlichen Kennzeichen angegebene Kältemittel-Füll- 
menge herangezogen wird. 

Ferner wird klargestellt, dass für diese Verordnung im Übri- 
gen die Begriffsbestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 842/ 
2006 Anwendung finden. 

Zu § 3 (Verhinderung des Austritts von fluorierten Teib- 
hausgasen in die Atmosphäre) 

Die Verordnung (EG) Nr. 842/2006 fordert in Artikel 3 die 
Dichtheit bestimmter Anwendungen, die fluorierte Treib- 
hausgase enthalten. Im Hinblick auf eine effektive praktische 
Umsetzung dieser Dichtheitsanforderung und der erforderli- 
chen Dichtheitskontrollen ist es zur Erreichung der mit der 
Vorschrift verfolgten Klimaschutzziele erforderlich, kon- 
krete zulässige Leckraten festzulegen. Da die Verordnung 
(EG) Nr. 842/2006 hinsichtlich der Dichtheitsanforderungen 
auf Artikel 175 EG beruht, ist der Erlass weitergehender na- 
tionaler Regelungen dieser Art aufgrund von Artikel 1 76 EG 
gemeinschaftsrechtlich grundsätzlich zulässig. Die in Absatz 1 
Satz 1 angegebenen zulässigen Leckraten fluorierter Treib- 
hausgase aus ortsfesten Anwendungen orientieren sich an 
den Vorgaben des VDMA-Einheitsblattes 24243-1 -3 über die 
Dichtheit von Kälteanlagen und Wärmepumpen vom August 
2005. Unterschieden wird zwischen fabrikmäßig vorgefer- 
tigten geschlossenen Kältesätzen sowie Anlagen, die erst am 
Aufstellungsort montiert werden. Aus Vereinfachungsgrün- 
den umfasst die Regelung für Kältesätze die im VDMA-Ein- 
heitsblatt differenziert aufgeführten geschlossenen und dau- 
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erhaft geschlossenen Anlagen einheitlich mit dem im Ein- 
heitsblatt für geschlossene Anlagen mit den betreffenden 
Füllmengen vorgesehen Wert des spezifischen Kältemittel- 
verlusts. Dauerhaft geschlossene Kältesätze mit weniger als 
6 Kilogramm Füllmenge sind darüber hinaus in Fortführung 
einer in Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 
enthaltenen Wertung ausgenommen. Bei den am Aufstel- 
lungsort montierten Anlagen wurden entsprechend dem 
VDMA-Einheitsblatt für den Zeitraum ab dem 30. Juni 2008 
die hierfür vorgesehenen Grenzwerte unverändert übernom- 
men, ebenso wie für die nach dem 30. Juni 2005 bis zum 
30. Juni 2008 errichteten Anlagen. Um den Besonderheiten 
von Bestandsanlagen, die vor dem 30. Juni 2005 errichtet 
wurden, Rechnung zu tragen, wurden Grenzwerte angesetzt, 
die deutlich über den VDMA- Werten für ab 2005 errichtete 
Anlagen enthaltenen Werten liegen; ferner wurde in Absatz 1 
Satz 2 für alle Anlagen, die bis zum 30. Juni 2008 in Betrieb 
genommen wurden bzw. werden, eine Übergangsfrist bis 
zum 1. Juli 2011 eingeräumt. In begründeten Einzelfallen 
kann bei Bestandsanlagen diese Übergangsfrist nach Satz 5 
verlängert werden, wenn das Einhalten der Grenzwerte nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand erfüllbar ist. Alle Grenz- 
werte gelten für den Normalbetrieb, d. h. ein ausnahmsweises 
Überschreiten der Leckrate im Havariefall ist bei der Ermitt- 
lung des jährlichen Kältemittelverlustes nicht zu berücksich- 
tigen. 

Leckraten für Brandschutzsysteme, die fluorierte Treibhaus- 
gase enthalten, wurden nicht aufgenommen, da für diesen 
Bereich derzeit keine belastbaren Grenzwerte zur Verfügung 
stehen. 

Absatz 1 Satz 3 stellt sicher, dass alle für eine ordnungsge- 
mäße Dichtheitskontrolle erforderlichen lösbaren Verbin- 
dungsstellen zugänglich sind, soweit dies unter Berücksichti- 
gung der Verhältnismäßigkeit möglich und zumutbar ist, 
denn gerade lösbare Verbindungen sind leckageanfällig. 

Die in Absatz 1 Satz 4 aufgeführten Ausnahmen tragen den 
Bestimmungen des Artikels 3 Abs. 2 Buchstabe a der Verord- 
nung (EG) Nr. 842/2006 über hennetisch geschlossene Sys- 
teme sowie den besonderen Bedingungen im Steinkohlen- 
tiefbergbau Rechnung. 

Absatz 2 enthält ergänzende Regelungen für mobile Einrich- 
tungen, die dem Kühltransport dienen. Satz 1 sieht in Ergän- 
zung der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 auch für derartige 
mobile Einrichtungen Dichtheitskontrollen und eine Repara- 
turpflicht für Einrichtungen einer gewissen Größenordnung 
vor, etwa für Kühltransporter oder Schiffsanlagen, für die 
nach der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 keine solchen Vor- 
gaben bestehen. Ausdrücklich ausgenommen sind aus voll- 
zugspraktischen Erwägungen Kühlcontainer, die im Ver- 
gleich zu Kühlfahrzeugen bauartbedingt eine wesentlich 
niedrigere Kältemittelverlustrate aufweisen, sowie ausländi- 
sche Kühlfahrzeuge, die sich im Regelfall nur vorübergehend 
im Anwendungsbereich dieser Verordnung befinden und sich 
somit einer rein nationalen Regelung weitgehend entziehen. 
Satz 3 sieht in Anlehnung an die Vorschriften für ortsfeste 
Einrichtungen nach Artikel 3 Abs. 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 eine Aufzeichnungspflicht über die Dichtheits- 
kontrollen vor. 

Absatz 3 regelt in Umsetzung von Artikel 6 der Richtlinie 
2006/40/EG, dass die von der dortigen Vorschrift betroffenen 
Kfz-Klimaanlagen nach einem über das gewöhnliche Maß 


hinaus gehenden Verlust des Kältemittels nur wiederbefüllt 
werden dürfen, wenn die Undichtigkeit beseitigt wurde. 

Die Bundesregierung hält weitergehende Regelungen zu mo- 
bilen Kälte- und Klimaanlagen, die Emissionen fluorierter 
Treibhausgase weiter reduzieren, aus Klimaschutzgründen 
für geboten und wird sich deshalb auf europäischer Ebene für 
entsprechende Rechtsetzungsmaßnahmen einsetzen. 

Im Hinblick auf die Erleichterung der Überwachungstätig- 
keiten durch die Behörden legt Absatz 4 eine Aufbewah- 
rungsfrist für die nach Artikel 3 Abs. 6 der Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 und § 3 Abs. 2 vorgeschriebenen Aufzeichnun- 
gen von fünf Jahren fest. Gleichzeitig dient diese Vorschrift 
der Einhaltung der Vorgaben des Artikels 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1516/2007 der Kommission über Standardanforde- 
rungen an die Kontrolle auf Dichtheit von ortsfesten Kälte- 
und Klimaanlagen sowie von Wärmepumpen, die bestimmte 
fluorierte Treibhausgase enthalten, sowie des Artikels 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1497/2007 der Kommission über Stan- 
dardanforderungen an die Kontrolle auf Dichtheit ortsfester 
Brandschutzsysteme, die bestimmte fluorierte Treibhausgase 
enthalten. 

Zu § 4 (Rückgewinnung und Rücknahme verwendeter 
Stoffe) 

Da die Verordnung (EG) Nr. 842/2006 keine Regelung der 
Verantwortung für die Rückgewinnung fluorierter Treib- 
hausgase aus nicht ortsfesten Einrichtungen oder Erzeugnis- 
sen trifft, wurde in Absatz 1 Satz 1 in Anlehnung an die Rege- 
lung der Chemikalien-Ozonschichtverordnung der Besitzer 
als Verantwortlicher festgelegt. Die Verantwortung für die 
Rückgewinnung kann nach Absatz 1 Satz 2 sowohl bei orts- 
festen Anwendungen nach Artikel 3 Abs. 1 sowie bei sonsti- 
gen Einrichtungen nach Artikel 4 Abs. 3 der Verordnung 
Nr. 842/2006 Dritten übertragen werden. Da für Elektro- und 
Elektronikgeräte im Elektro- und Elektronikgerätegesetz so- 
wie für Altfahrzeuge in der Altfahrzeug- Verordnung jeweils 
spezielle Regelungen bestehen, die die Rücknahme dieser 
Produkte und die Rückgewinnung von in ihnen enthaltenen 
fluorierten Treibhausgasen gewährleisten, wurden diese Pro- 
dukte nach den Sätzen 3 und 4 zwecks Venneidung unnötiger 
Doppelregelungen ausgenommen. 

Absatz 2 Satz 1 verpflichtet Hersteller und Vertreiber von flu- 
orierten Treibhausgasen zur Rücknahme der Stoffe, um im 
Hinblick auf die Venneidungsziele der Regelung eine sach- 
gerechte und umweltverträgliche Entsorgung fluorierter 
Treibhausgase sicherzustellen. Freiwillige Rücknahmesys- 
teme von Herstellern, Vertreibem oder Betreibern von Ein- 
richtungen oder Erzeugnissen, die fluorierte Treibhausgase 
enthalten, wie sie beispielsweise im Bereich der Hochspan- 
nungsschaltanlagen bestehen, sind von der Rücknahme- 
pflicht selbst nicht betroffen, können sie aber ggf. ihrerseits 
gegenüber den Herstellern und Vertreibern der fluorierten 
Treibhausgase in Anspruch nehmen. 

Absatz 3 regelt die Aufzeichnungspflichten bei der Rück- 
nahme oder Entsorgung, die die Überwachung dieser Vor- 
gänge durch die zuständigen Behörden erleichtern und zu- 
gleich die Grundlage für die Erfüllung der Berichtspflicht 
nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 bilden sol- 
len. Erfasst werden nur die Rücknahme und Entsorgung der 
betreffenden Stoffe und Zubereitungen als solche, also z. B. 
nicht etwa die Rücknahme/Entsorgung von Geräteteilen oder 
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-resten mit Anhaftungen, die fluorierte Treibhausgase enthal- 
ten. Soweit es sich bei den entsorgten Stoffen und Zuberei- 
tungen um besonders überwachungsbedürftige Abfälle han- 
delt (§ 41 Abs. 1 und 3 Nr. 1 KrW-/AbfG), wird zur Vennei- 
dung von Doppelregelungen auf die Nachweispflichten des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes in Verbindung mit 
der Nachweisverordnung verwiesen. Soweit die Nachweis- 
verordnung nach ihrem Inkrafttreten am 1. April 2010 Be- 
sonderheiten für die elektronische Nachweisführung regelt, 
wird auch hierauf verwiesen. 

Zu § 5 (Persönliche Voraussetzungen für bestimmte 
Tätigkeiten) 

Angesichts der Komplexität der betreffenden Tätigkeiten 
können die in den § § 3 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 842/ 
2006 normierten Anforderungen an Wartung, Inspektion, 
Rückgewinnung und Rücknahme der geregelten Stoffe nur 
zur Vermeidung eines Austrittes der Stoffe in die Atmosphäre 
effektiv beitragen, wenn die betreffenden Arbeiten von quali- 
fiziertem Personal durchgeführt werden. § 5 enthält daher 
Vorschriften über persönliche Voraussetzungen, insbeson- 
dere Sachkunde und Zuverlässigkeit, für bestimmte Tätig- 
keiten sowie Anforderungen an Ausbildung, Prüfung und 
Zertifizierung des Personals. Die Vorschrift dient zugleich 
der Erfüllung des Regelungsauftrags aus Artikel 5 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 842/2006. 

Absatz 1 nennt die grundlegenden persönlichen und ausstat- 
tungsbezogenen Voraussetzungen für die vom Regelungsbe- 
reich erfassten Tätigkeiten. Hierzu gehören insbesondere die 
in Artikel 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 gefor- 
derten Elemente des Sachkundenachweises des eingesetzten 
Personals (Nummer 1) sowie die Zertifizierung des Betriebs 
bei bestimmten Anwendungen (Nummer 4). Um unabhän- 
gige Kontrollen sicherzustellen, dürfen die mit Dichtheits- 
kontrollen befassten Personen keinen Weisungen unterlie- 
gen. 

Satz 2 nimmt gemäß Artikel 4 Abs. 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 fluorierte Treibhausgase aus mobilen Einrich- 
tungen des militärischen Bereichs aus dem Anwendungsbe- 
reich aus. 

Mit Satz 3 werden die Ausnahmetatbestände der Verordnun- 
gen (EG) Nr. 303/2008, 304/2008, 305/2008, 306/2008 und 
307/2008 für den Fall von Tätigkeiten unter Aufsicht im 
Rahmen der Ausbildung, für Tätigkeiten ohne Eingriff in den 
Kältemittelkreislauf sowie für Tätigkeiten in Entsorgungs- 
betrieben übernommen. 

Absatz 2 konkretisiert die Anforderungen, die zum Erwerb 
einer Sachkundebescheinigung zu erfüllen sind, und be- 
stimmt, wer zur Erteilung von Sachkundebescheinigungen 
berechtigt ist. Die Anforderungen sind entsprechend dem 
Aufbau der Kommissionsentscheidungen nach Artikel 5 
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 nach Tätigkeitsfel- 
dern differenziert. Im Bereich der Kälte- und Klimatechnik 
sowie im Bereich der Lösungsmittelverwendungen werden 
wegen der besonderen Bedeutung dieser Anwendungen für 
den Klimaschutz zusätzliche Anforderungen in Bezug auf 
das Vorhandensein einer technischen oder handwerklichen 
Ausbildung normiert; eine Ausnahme gilt insoweit für die 
Rückgewinnung fluorierter Treibhausgase in Betrieben mit 
einem Überwachungszertifikat nach § 14 der Entsorgungs- 
fachbetriebeverordnung. Im Hinblick auf die hohe Qualität 


der Ausbildungen bestimmter Ausbildungsgänge in 
Deutschland, die im Gegensatz zu anderen technischen Aus- 
bildungen gezielt auf Tätigkeiten an Kälte- und Klimaanla- 
gen ausgerichtet sind, beispielsweise die Ausbildung zum / 
zur Kälteanlagenbauer/-in oder Mechatroniker/-in für Kälte- 
technik, werden die in § 5 Abs. 2 genannten Stellen in Satz 4 
dazu ermächtigt, Sachkundenachweise unmittelbar aufgrund 
der Vorlage vorhandener Ausbildungszeugnisse dieser Be- 
rufsgruppen zu erteilen, sofern diese die in der Verordnung 
(EG) Nr. 303/2008 der Kommission vorgegebenen Mindest- 
anforderungen erfüllen. Eine gesonderte Ausbildung und 
Prüfung ist für Absolventen dieser Ausbildungsgänge dann 
nicht erforderlich. 

Absatz 2 Satz 3 regelt die Berechtigung für die Abnahme von 
Prüfungen und die Erteilung von Sachkundebescheinigun- 
gen. Die Regelung trägt dem Umstand Rechnung, dass bei 
den Handwerkskammern und Industrie- und Handelskam- 
mern aufgrund ihrer Ausbildungs- und Prüfungsfunktion 
nach dem Berufsbildungsgesetz das Erfordernis einer geson- 
derten Anerkennung durch die zuständigen Behörden ent- 
behrlich erscheint. Gleiches gilt für die Handwerksinnungen, 
soweit sie auf der Grundlage der Handwerksordnung zur be- 
ruflichen Ausbildung und Prüfung ennächtigt sind. 

In Erfüllung des Regelungsauftrags der Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 aus Artikel 5 Abs. 2 regelt Absatz 3 die Akkre- 
ditierung von Ausbildungs- und Fortbildungseinrichtungen, 
Unternehmen und Betrieben durch die zuständigen Behörden 
und schreibt unter Hinweis auf die entsprechenden Verord- 
nungen (EG) Nr. 303/2008, Nr. 304/2008, Nr. 305/2008, 
Nr, 306/2008 und Nr. 307/2008 die entsprechenden Anforde- 
rungen an diese fest. Soweit einzelne betroffene Branchen, 
etwa die Hersteller von Hochspannungsschaltanlagen, im 
Hinblick auf die technisch bedingten Besonderheiten im 
Wege einschlägiger Selbstverpflichtungen bereits Aus- oder 
Fortbildungssysteme etabliert haben, können diese von den 
Behörden bei der Entscheidung berücksichtigt werden, so- 
fern die Aus- und Fortbildungsgänge den EG-rechtlich vor- 
gegebenen Mindestanforderungen genügen. 

Zu § 6 (Zertifizierung von Betrieben) 

Diese Vorschrift regelt die Anerkennung von Betrieben, die 
Einrichtungen oder Erzeugnisse mit fluorierten Treibhausga- 
sen gemäß Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 
installieren, warten oder instandhalten. Durch diese Rege- 
lung werden die Verpflichtungen aus Artikel 5 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 842/2006 umgesetzt und sichergestellt, 
dass der Betrieb über ausreichend qualifiziertes Personal ver- 
fügt, um den Austritt von geregelten fluorierten Treibhaus- 
gasen in die Atmosphäre zu verhindern. Zugleich dient 
die Vorschrift der Umsetzung der Verordnungen (EG) 
Nr. 303/2008 und 304/2008. 

Absatz 1 normiert den Inhalt des Zertifizierungsbescheides. 
Absatz 2 nennt die Voraussetzungen für die Betriebszertifi- 
zierung und enthält eine Privilegierung für EMAS-zertifi- 
zierte Betriebe, die einer kontinuierlichen Kontrolle hinsicht- 
lich der Einhaltung umweltrechtlicher Bestimmungen unter- 
liegen. 

Zu § 7 (Kennzeichnung in deutscher Sprache) 

Auf der Basis von Artikel 2 Nr. 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1497/2007 der Kommission über Kennzeichnungsvor- 
schriften für Produkte und Einrichtungen, die fluorierte 
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Treibhausgase enthalten (ABI. EU Nr. L 332 S. 25), der es 
den Mitgliedstaaten freistellt, für ihr Staatsgebiet besondere 
Sprachregelungen für die Kennzeichnung zu treffen, regelt 
§ 7, dass Hersteller und Händler, die in Deutschland Erzeug- 
nisse und Einrichtungen in den Verkehr bringen, die vorge- 
schriebene Kennzeichnung und die Betriebsanleitungen in 
deutscher Sprache auszuführen haben. Damit wird sicherge- 
stellt, dass das Personal über die für die Betreuung der An- 
wendungen erforderlichen Informationen verfügt. 

Zu § 8 (Ordnungswidrigkeiten) 

§ 8 enthält in Ergänzung zur Chemikalien Straf- und Ord- 
nungswidrigkeitenverordnung die zur Durchsetzung dieser 
Verordnung erforderlichen Bußgeldvorschriften. 

Zu § 9 (Übergangsvorschrift) 

Da die Umsetzung der in § 5 aufgeführten Ausbildungsan- 
forderungen für die verschiedenen Berufs- und Tätigkeits- 
gruppen eines gewissen Vorlaufs bedarf, macht § 9 Abs. 1 
von der Regelungsmöglichkeit der Verordnungen (EG) 
Nr. 303/2008, 304/2008, 305/2008, 306/2008, 307/2008 der 
Kommission Gebrauch, bis zum 4. Juli 2009 auf entspre- 
chende Sachkundebescheinigungen zu verzichten, sofern be- 
reits vor dem 4. Juli 2008 die entsprechenden Tätigkeiten 
durchgeführt wurden, ln den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 und 3, 
in denen zusätzliche Anforderungen an eine technische oder 
handwerkliche Ausbildung gestellt werden, wird durch Satz 1 
Nr. 5 aus Gründen der Vollzugserleichterung die Möglichkeit 
geschaffen, insoweit auf eine bereits festgestellte Sachkunde 
nach § 5 Abs. 2 der Chemikalien-Ozonschichtverordnung, die 
derartige Ausbildungsanforderungen ebenfalls voraussetzt, 
zurückzugreifen. Im Falle der Rückgewinnung fluorierter 
Treibhausgase in Betrieben mit einem Überwachungszertifi- 
kat im Sinne des § 14 der Entsorgungsfachbetriebeverord- 
nung wird durch Satz 4 auf die betreffenden Ausbildungsan- 
forderungen entsprechend der in § 5 Abs. 2 Satz 2 getroffenen 
Wertung verzichtet. 

Über den 4. Juli 2009 hinaus kömien bis zum 4. Juli 2011 
außerdem unter bestimmten in Absatz 2 genannten Bedin- 
gungen in begründeten Fällen auf Antrag vorläufige Beschei- 
nigungen für Personen ausgestellt werden. Absatz 3 macht 
vergleichbar mit der auf Personen bezogenen Regelung des 
Absatzes 1 auch für Betriebe von den Regelungsmöglichkei- 
ten Gebrauch, bis zum 4 Juli 2009 bei bereits vorliegenden 
Erfahrungen auf eine Betriebszertifizierung zu verzichten. 

Zu § 10 (Inkrafttreten) 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 
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Anlage 2 


Beschluss des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 844. Sitzung am 23. Mai 2008 
beschlossen, der Verordnung gemäß Artikel 80 Abs. 2 des 
Grundgesetzes nach Maßgabe der sich aus der Anlage erge- 
benden Änderungen zuzustimmen. 

Änderungen 

zur 

Verordnung zum Schutz des Klimas 
vor Veränderungen durch den Eintrag bestimmter fluorierter 
Treibhausgase (Chemikalien-Klimaschutzverordnung 
— ChemKlimaschutzV) 

1. Zu § 3 Abs. 1 Satz 5 - neu - 

Dem § 3 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Die zuständige Behörde kann auf Antrag des Betreibers 
die in Satz 2 genannte Frist verlängern, soweit unter Be- 
rücksichtigung der besonderen Umstände des Einzelfalls 
das Einhalten der Grenzwerte nur mit unverhältnismäßi- 
gem Aufwand erfüllbar ist.“ 

Begründung 

Die Verordnung (EG) Nr. 842/2006 regelt in Artikel 3, 
dass „Betreiber ortsfester Anwendungen ..., die geregel- 
te Treibhausgase enthalten, unter Einsatz aller technisch 
durchführbaren und nicht mit übermäßigen Kosten ver- 
bundenen Maßnahmen das Entweichen der Gase durch 
Lecks verhindern und alle entdeckten Lecks so rasch wie 
möglich reparieren.“ 

Das Argument der Angemessenheit ist im Vorschlag für 
die ChemKlimaschutzV insbesondere wegen der Grenz- 
wertfestlegungen nicht mehr erkennbar. Die nationale 
Regelung muss aber der Berücksichtigung der Bedürfnis- 
se im Einzelfall gerecht werden. 

Die EG-Verordnung nennt keine konkreten Grenzwerte. 
Die nationale Verordnung geht somit über die EG-Rege- 
lungen hinaus. Damit diese weitergehende Forderung 
vertretbar wird, ist die Einfühlung eines einzelfallbezo- 
genen Ausnahmetatbestands erforderlich. 

2. Zu § 3 Abs. 2a - neu - 

In § 3 ist nach Absatz 2 folgender Absatz 2a einzufügen: 

„(2a) Wer Dienste zur Wartung oder Reparatur von 
Klimaanlagen in Fahrzeugen im Sinne des Artikels 3 
Nr. 1 und 3 der Richtlinie 2006/40/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Emis- 
sionen aus Klimaanlagen in Kraftfahrzeugen und zur Än- 
derung der Richtlinie 70/156/EWG des Rates (ABI. EU 
Nr. L 161 S. 12) anbietet, darf solche Klimaanlagen, aus 
denen eine über das gewöhnliche Maß hinaus gehende 
Menge des Kältemittels entwichen ist, nur mit fluorierten 
Treibhausgasen befüllen, wenn die Undichtigkeit zuvor 
beseitigt wurde.“ 


Folgeänderungen 

a) Der Fußnote zur Überschrift der Verordnung ist fol- 
gender Satz anzufügen: 

„§ 3 Abs. 2a dient der Umsetzung von Artikel 6 Abs. 3 
der Richtlinie 2006/40/EG des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Emissio- 
nen aus Klimaanlagen in Kraftfahrzeugen und zur Än- 
derung der Richtlinie 70/156/EWG des Rates (ABI. 
EUNr.L 161 S. 12).“ 

b) In § 8 Abs. 2 ist nach Nummer 3 folgende Nummer 3a 
einzufügen: 

„3a. entgegen § 3 Abs. 2a eine Klimaanlage befüllt,“. 
Begründung 

Der neue Absatz 2a dient der Umsetzung von Artikel 6 
Abs. 3 der Richtlinie 2006/40/EG des Europäischen Par- 
laments und des Rates vom 17. Mai 2006 über Emissio- 
nen aus Klimaanlagen in Kraftfahrzeugen und zur Ände- 
rung der Richtlinie 70/156/EWG des Rates (ABI. EU 
Nr. L 161 S. 12). 

Zur Folgeänderung in Buchstabe b 

Die Neuregelung in § 3 Abs. 2a erfordert eine Ergänzung 
der Bußgeldbestimmungen auf der Grundlage von § 17 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b ChemG. 

3. Zu § 5 Abs. 1 Satz 3 - neu - 

ln § 5 Abs. 1 ist nach Satz 2 folgender Satz einzufügen: 
„Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für Personen, die 

1. an einem Ausbildungskurs zum Erwerb einer Sach- 
kundebescheinigung teilnehmen, nach Maßgabe der 
für die betreffende Tätigkeit anwendbaren Vorschrif- 
ten des 

a) Artikels 4 Abs. 3 Buchstabe a der Verordnung (EG) 
Nr. 303/2008 der Kommission vom 2. April 2008 
zur Festlegung - gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates — der Mindestanforderungen für die Zer- 
tifizierung von Unternehmen und Personal in Be- 
zug auf bestimmte fluorierte Treibhausgase enthal- 
tende ortsfeste Kälteanlagen, Klimaanlagen und 
Wärmepumpen sowie der Bedingungen für die ge- 
genseitige Anerkennung der diesbezüglichen Zer- 
tifikate (ABI. EU Nr. L 92 S. 3), 

b) Artikels 4 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 304/2008 
der Kommission vom 2. April 2008 zur Festle- 
gung - gemäß der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates - der 
Mindestanforderungen für die Zertifizierung von 
Unternehmen und Personal in Bezug auf be- 
stimmte fluorierte Treibhausgase enthaltende orts- 
feste Brandschutzsysteme und Feuerlöscher sowie 
der Bedingungen für die gegenseitige Anerken- 
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nung der diesbezüglichen Zertifikate (ABI. EU 
Nr. L 92 S. 12), 

c) Artikels 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 305/ 
2008 der Kommission vom 2. April 2008 zur Fest- 
legung - gemäß der Verordnung (EG) Nr. 842/ 
2006 des Europäischen Parlaments und des Rates - 
der Mindestanforderungen für die Zertifizierung 
von Personal, das Tätigkeiten im Zusammenhang 
mit der Rückgewinnung bestimmter fluorierter 
Treibhausgase aus Hochspannungsschaltanlagen 
ausübt, sowie der Bedingungen für die gegensei- 
tige Anerkennung der diesbezüglichen Zertifikate 
(ABI. EU Nr. L 92 S. 17), 

d) Artikels 2 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 306/2008 
der Kommission vom 2. April 2008 zur Festle- 
gung - gemäß der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates - von 
Mindestanforderungen für die Zertifizierung von 
Personal, das bestimmte fluorierte Treibhausgase 
enthaltende Lösungsmittel aus Ausrüstungen rück- 
gewinnt, sowie der Bedingungen für die gegensei- 
tige Anerkennung der diesbezüglichen Zertifikate 
(ABI. EU Nr. L 92 S. 21) oder 

e) Artikels 2 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 307/2008 
der Kommission vom 2. April 2008 zur Festle- 
gung - gemäß der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates - 
der Mindestanforderungen für Ausbildungspro- 
gramme sowie der Bedingungen für die gegen- 
seitige Anerkennung von Ausbildungsbescheini- 
gungen für Personal in Bezug auf bestimmte fluo- 
rierte Treibhausgase enthaltende Klimaanlagen in 
bestimmten Kraftfahrzeugen (ABI. EU Nr. L 92 
S. 25), 

2. im Rahmen einer Tätigkeit im Sinne des Artikels 2 
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 303/2008 Teile eines 
Systems oder einer Einrichtung hartlöten, Weichlöten 
oder schweißen, nach Maßgabe des Artikels 4 Abs. 3 
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 303/2008 oder 

3. in Betrieben, die über ein Überwachungszertifikat im 
Sinne des § 14 der Entsorgungsfachbetriebeverord- 
nung vom 10. September 1996 (BGBl. 1 S. 1421), die 
zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 
24. Juni 2002 (BGBl. I S. 2247) geändert worden ist, 
verfügen, fluorierte Treibhausgase aus Geräten nach 
Anhang 1 des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes 
mit einer Füllmenge von weniger als drei Kilogramm 
fluorierten Treibhausgasen rückgewinnen, nach Maß- 
gabe des Artikels 4 Abs. 3 Buchstabe c der Verord- 
nung (EG) Nr. 303/2008.“ 

Begründung 

Mit dem Änderungsvorschlag werden die Anforderungen 
an die Sachkunde des Personals in Entsorgungsbetrieben 
mit den entsprechenden Regelungen der Verordnung 
(EG) Nr. 303/2008 harmonisiert. 

Die Verordnungen (EG) Nr. 303/2008, Nr. 304/2008, 
Nr. 305/2008, Nr. 306/2008 sowie 307/2008 sehen Aus- 
nahmen von der Zertifiziemngspflicht für den Fall von 
Tätigkeiten unter Aufsicht im Rahmen der Ausbildung, 


für Tätigkeiten ohne Eingriff in den Kältekreislauf sowie 
für Tätigkeiten in Entsorgungsbetrieben, die Inhaber ei- 
ner Genehmigung nach Artikel 6 der Richtlinie Nr. 2002/ 
96/EG sind. Um die Anforderungen an die Sachkunde 
transparent und EG-rechtskonform zu gestalten, sollten 
diese Ausnahmeregelungen in § 5 Abs. 1 ausdrücklich in 
Bezug genommen werden. Die ordnungsgemäße Be- 
handlungstätigkeit nach Artikel 6 der genannten Richtli- 
nie wird national durch eine Zertifizierung nach § 14 
EfbV dokumentiert. Nach § 10 EfbV muss deren Perso- 
nal bereits über eine Sachkunde verfügen. Diese hat den 
Anforderungen der Kategorie III der Verordnung (EG) 
Nr. 303/2008 zu entsprechen. 

4. Zu § 5 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 Satz 4 — neu — 

§ 5 ist wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 1 Satz 3 ist zu streichen. 

b) Dem Absatz 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Die zuständigen Handwerkskammern, Industrie- 
und Handelskammern und Handwerksinnungen 
erteilen Sachkundebescheinigungen über die Befä- 
higung für die jeweilige Tätigkeit auf Antrag auch 
Personen, die 

1. ein vor dem 4. Juli 2008 erworbenes Ab- 
schlusszeugnis eines Ausbildungsganges, der 
den in Satz 1 genannten Anforderungen ent- 
spricht, vorweisen oder 

2. im Falle des Satzes 1 Nr. 1 bis 4 ein Abschluss- 
zeugnis nach Nummer 1 vorweisen, das die in 
Satz 1 genannten Anforderungen teilweise ab- 
deckt und eine Zusatzprüfung über die darüber 
hinaus gehenden theoretischen und praktischen 
Anforderungen bestanden haben.“ 

Folgeänderung 

In § 5 Abs. 2 Satz 2* sind die Wörter „im Rahmen der 
Durchführung ihrer jeweiligen Aus- und Fortbildungs- 
maßnahmen“ zu streichen. 

Begründung 

Nach der in § 5 Abs. 1 Satz 3 der Verordnung vorgesehe- 
nen Regelung sollen die zuständigen Landesbehörden 
prüfen, ob Abschlusszeugnisse von bestimmten Ausbil- 
dungsgängen den in den jeweiligen Kommissionsverord- 
nungen festgelegten Mindestanforderungen entsprechen. 
Dies ist mit vertretbarem Aufwand durch die Landesbe- 
hörden nicht leistbar. Dagegen verfügen die Handwerks- 
kammern, Industrie- und Handelskammern sowie Hand- 
werksinnungen über entsprechende Erfahrungen sowie 
den erforderlichen Sach- und Fachverstand zur Prüfung 
der betreffenden Abschlusszeugnisse. 

Mit dem neuen § 5 Abs. 2 Satz 4 wird daher diesen Stel- 
len die Aufgabe der Entscheidung über die Anerkennung 
von derartigen Zeugnissen/Prüfungen zugewiesen. Infol- 
gedessen ist § 5 Abs. 1 Satz 3 der Verordnung zu strei- 
chen. Zudem erfolgt inhaltlich eine Anpassung an die 
Regelungen der EG-Verordnungen über Mindestanforde- 
rungen zur Anerkennung bestehender Ausbildungsgän- 


* Infolge Nummer 5 „Satz 3“. 
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ge. Die EG- Verordnungen enthalten hierzu folgende 
Regelungen: 

Artikel 5 Abs. 3 und 4 der Verordnungen (EG) Nr. 303/ 
2008 und 304/2008, Artikel 4 Abs. 3 und 4 der Verord- 
nung (EG) Nr. 305/2008 sowie Artikel 3 Abs. 3 und 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 306/2008 ermöglichen die An- 
erkennung bereits absolvierter Prüfungen, die den An- 
forderungen der Verordnung entsprechen sowie die An- 
erkennung von bestehenden Bescheinigungen, die die 
Anforderungen teilweise abdecken, bei Bestehen einer 
Zusatzprüfung über die nicht abgedeckten Anforderun- 
gen. Artikel 3 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 307/2008 
ermöglicht die Anerkennung bereits absolvierter Ausbil- 
dungskurse. 

Der für die Anerkennung existierender Bescheinigungen 
maßgebliche Stichtag ist in den Verordnungen nicht ein- 
deutig geregelt; es liegt jedoch der 4. Juli 2008 als Datum 
der Umsetzungsverpflichtungen der Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 im Bereich der Sachkunde nahe. 

Zur Folgeänderung 

Eine Voraussetzung für das Erlangen der Sachkunde ist 
nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4 eine bestandene theo- 
retische und praktische Prüfung, nicht jedoch die Teil- 
nahme an einer Aus- und Fortbildungsmaßnahme. Die in 
der Verordnung gewählte Formulierung könnte jedoch zu 
der Annahme führen, dass solche Prüfungen nur im Rah- 
men von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen abgelegt 
werden können. 

5. Zu § 5 Abs. 2 Satz 2 - neu - 

In § 5 Abs. 2 ist nach Satz 1 folgender Satz einzufügen: 

„Im Falle der Rückgewinnung von fluorierten Treibhaus- 
gasen aus Geräten nach Anhang I des Elektro- und Elek- 
tronikgerätegesetzes mit einer Füllmenge von mindes- 
tens drei Kilogramm fluorierter Treibhausgase in 
Betrieben, die über ein Überwachungszertifikat im Sinne 
des § 14 der Entsorgungsfachbetriebeverordnung vom 
10. September 1996 (BGBl. 1 S. 1421), die zuletzt durch 
Artikel 5 der Verordnung vom 24. Juni 2002 (BGBl. 1 
S. 2247) geändert worden ist, verfügen, ist eine zu dieser 
Tätigkeit befähigende technische oder handwerkliche 
Ausbildung nicht erforderlich.“ 

Folgeän derung 

Dem § 9 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Im Fall der Rückgewinnung aus Geräten nach Anhang I 
des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes mit einer Füll- 
menge von mindestens drei Kilogramm fluorierten Treib- 
hausgasen in Betrieben, die über ein Überwachungszerti- 
fikat im Sinne des § 14 der Entsorgungsfachbetriebever- 
ordnung verfügen, ist der Nachweis einer nach § 5 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 entsprechenden Ausbildung nicht erforder- 
lich.“ 

Begründung 

Personen, die in Anlagen tätig sind, die Altgeräte im Sinne 
des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes behandeln, be- 
dürfen für die Zurückgewinnung der fluorierten Treib- 
hausgase aus Geräten nach Anhang I des Elektro- und 
Elektronikgerätegesetzes (wie z. B. Kühlschränke) nur 
dann kein Zertifikat nach Artikel 4 Abs. 1 der Verordnung 


(EG) Nr. 303/2008, wenn es sich um Geräte mit einer 
Füllmenge von weniger als drei Kilogramm fluorierten 
Treibhausgasen handelt. Soweit das Gerät eine größere 
Füllmenge enthält, dürfen diese Personen die Rückgewin- 
nung nur ausüben, wenn sie Inhaber eines Zertifikats nach 
Artikel 4 Abs. 2 Buchstabe a oder c sind. Diese Personen 
führen wie ihre Kollegen und Kolleginnen, die Geräte mit 
einer Füllmenge von weniger als drei Kilogramm fluorier- 
ten Treibhausgasen behandeln, weder Wartungs- noch Re- 
paraturarbeiten an Elektro- oder Elektronikgeräten durch; 
sie üben lediglich die zur Entsorgung der als Abfälle ein- 
gestuften Altgeräte notwendigen Behandlungsmaßnah- 
men aus. Insofern ist für diesen Personenkreis die in § 5 
Abs. 1 i. V. m. Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 zur Erlangung der Sach- 
kundebescheinigung vorgeschriebene zusätzliche, zur 
Rückgewinnung befähigende technische oder handwerk- 
liche Ausbildung weder erforderlich noch verhältnismä- 
ßig (siehe auch Erwägungsgrund Nummer 5 der Verord- 
nung (EG) Nr. 303/2008). Als Berechtigung zur Erlan- 
gung einer Sachkundebescheinigung genügt allein das 
Zertifikat nach der Verordnung (EG) Nr. 303/2008. 

Zur Folgeänderung 

Für Personen, die in Betrieben, die ein Überwachungs- 
zertifikat im Sinne des § 14 der Entsorgungsfachbetrie- 
beverordnung besitzen, fluorierte Treibhausgase aus 
Geräten nach Anhang I des Elektro- und Elektronikgerä- 
tegesetzes mit einer Füllmenge von mindestens drei Kilo- 
gramm fluorierten Treibhausgasen zurückgewinnen, ist 
keine technische oder handwerkliche Ausbildung erfor- 
derlich. Sie bedürfen lediglich eines Zertifikats nach den 
Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 303/2008. Insofern 
kann diese Tätigkeit für die Übergangszeit bis zum 
4. Juli 2009 zugelassen werden, wenn allein praktische 
Erfahrungen in Bezug auf diese Tätigkeit vorliegen. 

6. Zu § 5 Abs. 2 Satz V 

ln § 5 Abs. 2 Satz 2 sind vor den Wörtern „Erteilung von 
Sachkundebescheinigungen berechtigt sind“ die Wörter 
„Abnahme von Prüfungen nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 und 
zur“ einzufügen. 

Begründung 

Nach den Verordnungen (EG) Nr. 303/2008, Nr. 304/2008, 
Nr. 305/2008 und Nr. 306/2008 sind für die Abnahme der 
Prüfungen des Personals von der zuständigen Behörde 
des Mitgliedstaates Prüfstellen zu benennen. Eine ent- 
sprechende Regelung fehlt in der Verordnung. Nach den 
genannten Kommissionsverordnungen können auch die 
Zertifizierungsstellen, d. h. die zur Erteilung von Sach- 
kundebescheinigungen berechtigten Stellen, als Prüfstel- 
len fungieren. Diese Möglichkeit wird mit der vorge- 
schlagenen Ergänzung in Satz 2* aufgegriffen. 

7. Zu §5 Abs. 3 

§ 5 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Die zuständige Behörde kann eine Aus- oder 
Fortbildungseinrichtung, ein Unternehmen oder einen 
Betrieb auf Antrag durch Erteilung einer entsprechenden 
Bescheinigung als zur Abnahme von Prüfungen nach 
Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4 und zur Erteilung von Sach- 


* Infolge Nummer 5 „Satz 3“. 
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kundebescheinigungen nach Absatz 2 Satz 1 berechtigt 
anerkennen, wenn und soweit die dort durchgeführten 
Aus- und Fortbildungen sowie die entsprechenden Prü- 
fungen den jeweiligen in den Verordnungen (EG) 
Nr. 303/2008, Nr. 304/2008, Nr. 305/2008, Nr. 306/2008 
und Nr. 307/2008 aufgeführten Anforderungen entspre- 
chen und die Einrichtung in den Fällen des Absatzes 2 
Satz 1 Nr. 1 und 2 in der Lage ist, die Geeignetheit einer 
technischen oder handwerklichen Ausbildung zu beur- 
teilen.“ 

Begründung 

Die vorgeschlagene Änderung des § 5 Abs. 3 trägt dem 
Umstand Rechnung, dass die aufgeführten Kommissions- 
verordnungen über Mindestanforderungen in den Fällen 
des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4 an eine Prüfung an- 
knüpfen. Des Weiteren sind in den Verordnungen (EG) 
Nr. 303/2008, Nr. 304/2008, Nr. 305/2008 und Nr. 306/ 
2008 neben den Mindestanforderungen an Prüfungen 
auch Anforderungen an Prüf- und Zertifizierungsstellen 
festgelegt. Daher wurde als weitere Voraussetzung für die 
Anerkennung als „Prüf-/Zertifizierungsstelle“ aufgenom- 
men, dass die betreffenden Aus- und Fortbildungseinrich- 
tungen, die Unternehmen oder Betriebe selbst auch die je- 
weiligen Anforderungen erfüllen müssen und nicht nur 
die dort durchgeführten Aus- und Fortbildungen sowie 
Prüfungen. Ferner wird klargestellt, dass die zur Erteilung 
von Sachkundebescheinigungen anerkannten Stellen in 
den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 auch in der 
Lage sein müssen, die dort zusätzlich aufgeführten Vor- 
aussetzungen zum Vorliegen einer geeigneten techni- 
schen oder handwerklichen Ausbildung zu beurteilen. 

8. Zu § 6 Abs. 2 Satz 3 

In § 6 Abs. 2 Satz 3 sind die Wörter „gilt als zertifiziert“ 
durch die Wörter „erhält die in Absatz 1 genannte Be- 
scheinigung“ zu ersetzen. 

Begründung 

Zertifizierungen erfolgen nach dem Wortlaut der Verord- 
nungen (EG) Nr. 303/2008 und 304/2008 durch eine be- 
nannte Zertifizierungssteile; nach deutschem Recht sind 
dies die zuständigen Landesbehörden. Die vorgeschla- 
gene Zustimmungsfiktion verstieße somit gegen EG- wie 
deutsches Recht. 

Die vorgeschlagene Änderung räumt dem eingetragenen 
EMAS-Standort den Anspruch auf Erteilung einer ent- 
sprechenden Bescheinigung bei Vorliegen der geforder- 
ten Voraussetzungen ein und führt zu einer Vereinfachung 
der Verfahren für Behörde und Betrieb. 

9. Zu §8 Abs. 2 

In § 8 Abs. 2 ist die Angabe „§ 26 Abs. 1 Nr. 7“ durch die 
Angabe „§ 26 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe a“ zu ersetzen. 

Begründung 

§ 26 Abs. 1 Nr. 7 des Chemikaliengesetzes wurde im 
Rahmen des REACH-Anpassungsgesetzes geändert, um 
Verstöße gegen bestimmte Abgabevorschriften effektiver 
ahnden zu können. Für die in § 8 Abs. 2 angegebenen 
Verstöße ist nur der neue § 26 Abs. 1 Nr. 7 
Buchstabe a ChemG einschlägig. Im Hinblick auf 


den Bestimmtheitsgrundsatz ist daher eine Anpassung 
der Bußgeldvorschrift an das ChemG erforderlich. 

10. Zu §9 Abs. 1 

§ 9 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Eine Sachkundebescheinigung nach § 5 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 ist bis zum 4. Juli 2009 nicht erforderlich, 
sofern das betroffene Personal 

1 . im Fall von Tätigkeiten an Kälte- und Klimaanlagen 
sowie Wärmepumpen und deren Kreisläufen eine 
den Anforderungen nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ent- 
sprechende Ausbildung besitzt und bereits vor dem 

4. Juli 2008 eine oder mehrere der in Artikel 2 Abs. 1 
der Verordnung (EG) Nr. 303/2008 aufgeführten 
Tätigkeiten ausgeübt hat, 

2. im Fall von Tätigkeiten an Einrichtungen, die fluo- 
rierte Treibhausgase als Lösungsmittel enthalten, 
eine den Anforderungen nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
entsprechende Ausbildung besitzt und bereits vor 
dem 4. Juli 2008 eine entsprechende Tätigkeit ausge- 
übt hat, 

3. im Fall von Tätigkeiten an Brandschutzsystemen 
und Feuerlöschern bereits vor dem 4. Juli 2008 eine 
oder mehrere der in Artikel 2 Abs. 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 304/2008 aufgeführten Tätigkeiten ausge- 
übt hat, 

4. im Fall von Tätigkeiten an Hochspannungsschaltan- 
lagen bereits vor dem 4. Juli 2008 eine entspre- 
chende Tätigkeit ausgeübt hat, 

5. im Fall von Nummer 1 oder Nummer 3 die Sach- 
kunde nach § 5 Abs. 2 der Chemikalien-Ozon- 
schichtverordnung vom 13. November 2006 (BGBl. I 

5. 2638), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. . . .) geändert worden ist, besitzt. 

Sofern das betroffene Personal im Fall von Tätigkeiten 
an Klimaanlagen in Kraftfahrzeugen bereits vor dem 
4. Juli 2008 praktische Erfahrungen in Bezug auf die 
Tätigkeit besitzt, ist eine Bescheinigung nach § 5 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 bis zum 4. Juli 2010 nicht erforderlich.“ 

Begründung 

Nach den Verordnungen (EG) Nr. 303/2008, Nr. 304/ 
2008, 305/2008 und Nr. 306/2008 besteht die Möglich- 
keit, für eine Übergangszeit bis zum 4. Juli 2009 (Ter- 
min gemäß Artikel 5 Abs. 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006) die Zertifizierungsbestimmungen nicht 
auf Personen anzuwenden, die bereits vor dem in Arti- 
kel 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 genann- 
ten Datum, d. h. vor dem 4. Juli 2008, einer entsprechen- 
den Tätigkeit nachgehen. Im Fall von Klimaanlagen in 
Kraftfahrzeugen besteht nach der Verordnung (EG) 
Nr. 307/2008 diese Möglichkeit bis zum 4. Juli 2010, 
sofern berufliche Erfahrungen mit der betreffenden 
Tätigkeit vorliegen. 

Die Regelung in § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 entspricht der 
Regelung in § 9 Abs. 1 Satz 2 der Vorlage der Bundes- 
regierung. 

11. Zu § 9 Abs. la-neu- 

In § 9 ist nach Absatz 1 folgender Absatz la einzufügen: 
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,,( 1 a) Über den 4. Juli 2009 hinaus können die in § 5 
Abs. 2 Satz 3* bezeichnten Stellen in begründeten Fäl- 
len auf Antrag anstelle der in § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ge- 
nannten Sachkundebescheinigungen vorläufige Be- 
scheinigungen ausstellen, wenn der Antragsteller 

1 . im Fall von T ätigkeiten an Kälte- und Klimaanlagen 
sowie Wärmepumpen die Anforderungen nach Ab- 
satz 1 Satz 1 Nr. 1, 

2. im Fall von Tätigkeiten an Brandschutzsystemen 
und Feuerlöschern die Anforderungen nach Absatz 1 
Satz 1 Nr. 3 

erfüllt. Die vorläufige Bescheinigung ist im Fall des Sat- 
zes 1 Nr. 1 auf höchstens bis zum 4. Juli 2011, im Fall 
des Satzes 1 Nr. 2 auf höchstens bis zum 4. Juli 2010 zu 
befristen.“ 

Begründung 

Die Erteilung von vorläufigen Bescheinigungen - wie in 
der Verordnung vorgesehen - für einen Zeitraum von 
einem Jahr wird als überzogen angesehen und führt zu 
einem unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand. 

Darüber hinaus gestatten die Verordnungen (EG) 
Nr. 303/2008 und Nr. 304/2008 den Mitgliedstaaten ein 
Verfahren, in dem vorläufige Personalzertifikate (Sach- 
kundebescheinigungen) erteilt werden, einzuführen. Da 
unwahrscheinlich ist, dass alle betroffenen Personen 
(nach Schätzungen etwa 20 000; Begründung IV der 
Bundesratsdrucksache 148/08) eine Prüfung nach den 
Durchführungsbestimmungen der EG- Verordnungen 
bis zum 4. Juli 2009 (Ablauf der Übergangsvorschrift 
nach Satz 1) absolvieren können, sollte die Möglichkeit 
für die Erteilung von vorläufigen Bescheinungen für 
den nach den Kommissionsverordnungen vorgesehenen 
Zeitraum genutzt werden. 

12. Zu §9 Abs. 2 

§ 9 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Eine Bescheinigung nach § 6 ist bis zum 4. Juli 
2009 nicht erforderlich, sofern ein Betrieb bereits vor 
dem 4. Juli 2008 

1 . im Fall von Kälte- und Klimaanlagen sowie Wärme- 
pumpen und deren Kreisläufen eine oder mehrere 
der in Artikel 2 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 303/ 
2008 aufgeführten Tätigkeiten oder 

2 . im F all von Brandschutzsystemen und F euerlöschem 
eine oder mehrere der in Artikel 2 Abs. 2 der Verord- 
nung (EG) Nr. 304/2008 aufgeführten Tätigkeiten 

ausgeübt hat.“ 

Begründung 

Nach den Verordnungen (EG) Nr. 303/2008 und 304/ 
2008 der Kommission besteht die Möglichkeit, für eine 
Übergangszeit bis zum 4. Juli 2009 (Termin gemäß Ar- 
tikel 5 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 842/2006) die 
Zertifizierungsbestimmungen nicht auf Unternehmen 
anzuwenden, die bereits vor dem in Artikel 5 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 842/2006 genannten Datum, d. h. 
vor dem 4. Juli 2008, einer entsprechenden Tätigkeit 
nachgehen. Die in den Kommissionsverordnungen 


* Infolge Nummer 5 „Satz 3“. 


ebenfalls vorgesehene Möglichkeit der vorläufigen Un- 
temehmenszertifizierungen bezieht sich auf bereits 
existierende Zertifizierungssysteme und längere Zeit- 
räume. Die Erteilung von vorläufigen Bescheinigungen 
für einen Zeitraum von einem Jahr wird als überzogen 
angesehen und führt zu einem unverhältnismäßig hohen 
Verwaltungsaufwand. 

13. Zu § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 5, 

§ 6 Abs. 2 Satz 2, 

§7 

a) ln § 5 Abs. 2 ist Satz 1 wie folgt zu ändern: 

aa) ln Nummer 1 sind die Wörter „[einsetzen: Zitat 
Artikel xxx der Kommissionsverordnung xxx- 
Kälte]“ durch die Wörter „Artikel 5 Abs. 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 303/2008“ zu ersetzen. 

bb) ln Nummer 2 sind die Wörter „[einsetzen: Zitat 
Artikel xxx der Kommissionsverordnung xxxLö- 
sungsmittel]“ durch die Wörter „Artikel 3 Abs. 1 
der Verordnung (EG) Nr. 306/2008“ zu ersetzen. 

cc) In Nummer 3 sind die Wörter „Feuerlösch- und 
Brandschutzanlagen“ durch die Wörter „Brand- 
schutzsystemen und Feuerlöschern“ und die 
Wörter „[einsetzen: Zitat Artikel xxx der Kom- 
missionsverordnung xxxBrandschutz]“ durch 
die Wörter „Artikel 5 Abs. 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 304/2008“ zu ersetzen, 
dd) ln Nummer 4 sind die Wörter „[einsetzen: Zitat 
Artikel xxx der Kommissionsverordnung xxx- 
Hochspannung]“ durch die Wörter „Artikel 4 
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 305/2008“ zu 
ersetzen. 

ee) In Nummer 5 sind die Wörter „[einsetzen: Zi- 
tat Artikel 3 der Kommissionsverordnung 
xxxKFZ]“ durch die Wörter „Artikel 3 Abs. 2 
der Verordnung (EG) Nr. 307/2008“ zu ersetzen. 

b) ln § 6 Abs. 2 Satz 2 sind die Wörter „Feuerlösch- 
und Brandschutzanlagen“ durch die Wörter „Brand- 
schutzsystemen und Feuerlöschern“ zu ersetzen. 

c) In § 7 sind die Wörter „der Kommission Nr. [einset- 
zen: xxx/xxxx (ABI. EG Nr. L xxx S. xxx)]“ durch 
die Wörter „Nr. 1494/2007 der Kommission vom 
17. Dezember 2007 zur Festlegung der Form der 
Kennzeichen und der zusätzlichen Anforderungen 
an die Kennzeichnung von Erzeugnissen und Ein- 
richtungen, die bestimmte fluorierte Treibhausgase 
enthalten, gemäß Verordnung (EG) Nr. 842/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABI. EU 
Nr. L 332 S. 25)“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderungsvorschläge sind redaktioneller Art. Der 
verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgrundsatz erfordert 
ein vollständiges Zitat der in Bezug genommenen 
EG-rechtlichen Bestimmungen. Die genannten EG- Ver- 
ordnungen wurden erst nach Beginn des Rechtsetzungs- 
verfahrens veröffentlicht. Es ist daher die Ergänzung der 
genauen Bezeichnung erforderlich. Des Weiteren sind 
Änderungen zur Anpassung an die Formulierung des 
Artikels 4 Abs. 1 Buchstabe c der Verordnung (EG) 
Nr. 842/2006 sowie an den Titel der Verordnung (EG) 
Nr. 304/2008 erforderlich. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf der Ver- 
ordnung zum Schutz des Klimas vor Veränderungen durch 
bestimmte fluorierte Treibhausgase auf Bürokratiekosten, 
die durch Informationspflichten begründet werden, geprüft. 

Mit dem vorliegenden Entwurf werden keine Informations- 
pflichten für Bürger und Verwaltung eingeführt, geändert 
oder aufgehoben. 

Für die Wirtschaft werden sieben Informationspflichten neu 
eingeführt. Das Regelungsvorhaben führt nach Schätzungen 
des Ressorts ab 2008 zu einer jährlichen Bürokratiekostenbe- 
lastung in Höhe von 539 000 Euro, die dann sukzessive sinkt 
und sich ab 201 1 bei rund 260 000 Euro jährlich einpendeln 
wird. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat die Informationspflichten transparent darge- 
stellt und die Kosten schlüssig berechnet. 

Es hat gegenüber dem Rat dargelegt, dass die Regelungen 
weitgehend auf europarechtlichen Regelungen beruhen und 
keine kostengünstigeren Alternativen zur Erreichung des ge- 
setzlichen Ziels möglich sind. Um die insoweit unvenneidli- 
chen Bürokratiebelastungen der Unternehmen auf ein Mini- 
mum zu beschränken, hat das Ressort zum Teil zeitlich be- 
fristete Regelungen geschaffen. Es hat dabei den betroffenen 
Unternehmen bis zum Inkrafttreten der endgültigen Regelun- 
gen für eine Übergangszeit die Möglichkeit eingeräumt, die 
Informationspflichten durch Vorlage bestehender Bescheini- 
gungen zu erfüllen. 

Darüber hinaus hat es bei den Aufzeichnungspflichten für 
mobile Einrichtungen einen Schwellenwert eingeführt, um 
unverhältnismäßige Belastungen für kleinere Unternehmen 
zu vermeiden. Bei einer weiteren Aufzeichnungsverpflich- 
tung hat es den Anwendungsbereich der Informationspflicht 
eingeschränkt, indem es alle Unternehmen freigestellt hat, 
die einer gleich gelagerten abfallrechtlichen Verpflichtung 
unterliegen. 

Aufgrund der kurzen Fristsetzung war dem Nationalen Nor- 
menkontrollrat nur eine eingeschränkte Prüfung des Rege- 
lungsvorhabens möglich. Insgesamt vermittelt der Entwurf 
allerdings den Eindruck, dass das Ressort bei der Einführung 
neuer Bürokratiebelastungen Augenmaß bewiesen hat und 
insbesondere den Kreis der verpflichteten Unternehmen ge- 
nau in den Blick genommen und nach Möglichkeit reduziert 
hat. Der Nationale Nonnenkontrollrat hat deshalb im Rah- 
men seines gesetzlichen Prüfauftrags keine Bedenken gegen 
das Regelungsvorhaben. 
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